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Vorort: W.K.St.V. Unitas Landshut, 
5 Köln, Unitas-Haus, Pantaleonswall32 

Vorortspräsidenten: Cand. rer. pol. 
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Pfarrer Anton Brenig, 5034 Gleuel 
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anwalt Dr. Karl Franta, 65 Mainz-
Bretzenheim, Am Marienpfad 71 
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Hilfe für Salem" 
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Unitas, Geschäftsstelle, 87 Würzburg, Kennwort: „Hilfe für Salem". 



Wir können Einfluß nehmen 
Sind die Themen der Synode die Themen aller? 

Von Pater Josef Pick, (MF, Geistlicher Beirat des Unitas Verbandes) 

Ober was wird von der Synode '72 beraten werden? Werden dabei auch Fragen 
sein, die ich oder der Unitasverband für wichtig halten? Was kann man tun, um 
diese und jene Frage in den Blick der Synode bzw. der Synodalen zu rücken? 
Das sind Fragen, die wohl manche bewegen und die uns alle bewegen sollten; 
denn die Gemeinsame Synode soll die Sache aller sein. 

Die Beratungsgegenstände der Sy
node werden nach Art ikel 11 ihres 
Statuts von ihrem Präsidium im Einver
nehmen mit der Deutschen Bischofs
konferenz festgesetzt. Eine solche 
Festsetzung ist noch nicht erfolgt, da 
die hierzu erforderlichen Vorarbeiten 
erst noch zu leisten sind. Offizielle 
Themenvorschläge wurden bisher von 
einer Gemeinsamen Studiengruppe 
und der Vorbereitungskommission 
gemacht. 
Was den UV angeht, interessieren 
uns im Vorschlag der Studiengruppe 
der IV. Themenkreis „Strukturen und 
Wege kirchlicher Kooperat ion", des
sen Abschnitt B „Die katholischen 
Verbände" heißt (1 . Kirchlicher Ort 
und gesellschaftlicher Auftrag der 
Verbände, 2. Kooperation der Ver
bände, 3. Verhältnis der Verbände zu 
den nachkonziliaren Räten) und der 
VI . Themenkreis „Christ l iche Lebens
gestal tung". Hier tauchen die katho
lischen Verbände unter „Andere Ge
meinschaftsbildungen in der Kirche" 
(Abschnitt E) neben den Orden, den 
religiösen Gemeinschaften und infor
mellen Gruppen auf. 
Jeden Unitarier werden gewiß noch 
eine Reihe anderer Themen dieses 
Katalogs interessieren. Von den ver
schiedenen Vorschlägen der Vorbe
reitungskommission sind bis jetzt nur 
der zur Ordnung der Themenkreise 
und Kommissionen und eine vorläufige 
Umschreibung der Sachbereiche der 
Kommissionen veröffentlicht worden. 
In der Sachbereichsumschreibung wer
den zum Themenkreis „Formen der 

Mitverantwortung in der Kirche" auch 
die Verbände genannt. 
Der Themenvorschlag der Gemein
samen Studiengruppe wurde am 3. 
September 1969 veröffentlicht und war 
von da an zur Diskussion gestellt. Fer
ner begann bald eine Unterkommissi
on der Vorbereitungskommission, ihn 
aufgrund eigener Überlegungen, vie
ler Zuschriften, Veröffentl ichungen, 
Expertenbriefe, den Ergebnissen der 
Umfrage bei allen Katholiken und der 
Repräsentativbefragung von 4000 Ka
tholiken sowie der ca. 15 000 im Zu
sammenhang mit der Umfrage einge
gangenen Briefe zu überprüfen. 
Frucht dieser Prüfungsarbeit war die 
Vorlage zur Thematik der Synode, die 
die Vorbereitungskommission auf der 
konstituierenden Vollversammlung der 
Synode am 3. Januar 1971 bekanntgab 
und erläuterte. Zu der Vorlage gehör
ten außer den beiden genannten Vor
schlägen ein Themenkatalog und ein 
Prioritätenkatalog in Form von Stich
worten für jeden Themenkreis. Die 
Vorbereitungskommission meinte, Ein
zelfragen sollten nicht nur punktuell, 
sondern in ihrem Zusammenhang ge
sehen und behandelt werden, und 
schlug der Synode vor, zunächst ei
nen Überblick über das gesamte Feld 
der Fragen zu gewinnen und dann 
Sachkommissionen mit weiter ge
spannten Arbeitsgebieten einzurich
ten. 

Gemäß einer Feststellung von Pro
fessor Dr. Karl Lehmann, Mainz, auf 
dem Mainzer Diözesantag am 27. 
September 1970 ist die Thematik der 

Synode bisher am wenigsten ernst
haft und genau diskutiert worden. Er 
war maßgeblich an der Vorbereitung 
der Synode beteiligt. Die genannten 
Themen seien oft äußerst vage ge
blieben. Eine zupackende Differenzie
rung der Wünsche sei bis jetzt kaum 
unternommen worden. 
Die Vorbereitungskommission sollte 
auch die Aussagen der Synode noch 
gar nicht thematisch erarbeiten, da sie 
nicht durch Wahlen legitimiert war. 
Das sollte vielmehr die Synode selbst, 
und zwar durch ihre Sachkommissio
nen tun. Deshalb wurde die konsti
tuierende Sitzung schon auf den 
Januar dieses Jahres vorgezogen. Die 
Sachkommissionen haben nach dem 
Synodenstatut die Vorlagen für die 
Vollversammlung zu liefern, und die 
Zentralkommission hat die Beratungs
gegenstände vorzuschlagen. 
Auch nach Festsetzung der Beratungs
themen kann das PTäsidium gemäß 
Art. 11 Abs. 2 des Statuts noch Themen 
auf die Tagesordnung der Synode 
setzen, jedoch nur, wenn das von min
destens 30 Mitgl iedern der Synode 
beantragt wird und die Zentralkom
mission sie geprüft hat. 
Die Abhaltung einer neuen Vollver
sammlung der Synode ist erst nach 
Bestimmung- der Beratungsgegen 
stände und der Erarbeitung von Vor
lagen durch Sachkommissionen sinn
voll . Vollversammlungen hat nicht die 
Deutsche Bischofskonferenz, wie die 
Tagespresse teilweise behauptet, son
dern der Präsident der Synode, Kar
dinal Döpfner, einzuberufen. 
Dieser wollte die nächste Vollver
sammlung erst im Herbst 1972 zu
sammentreten lassen, weil er glaubte, 
daß man so lange Zeil für die the
matischen Vorarbeiten brauche. Die 
Synode hat jedoch auf ihrer Vollver
sammlung am 6. Januar des Jahres 
mit großer Mehrheit empfohlen, die 
erste Arbeitssitzung bereits in einem 
Jahr abhalten zu lassen. 
Man meinte, ein Jahr genüge zur Er
arbeitung von Vorlagen und Arbeits
papieren. Man erwarte nicht unbedingt 
beschlußreife, sondern zunächst nur 
diskussionsreife Vorlagen. Auch seien 
ja mindestens zwei Lesungen zu jeder 
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Vorlage in der Vol lversammlung vor
geschrieben. 
Thema der Synode kann praktisch 
alles werden, da sie die Aufgabe hat, 
die Verwirkl ichung der Beschlüsse des 
II. Vatikanischen Konzils zu fördern 
und zur Gestaltung des christlichen 
Lebens gemäß dem Glauben der Kir
che beizutragen (Statut, Art. 1). Die 
Synode wurde zwar am 3. Januar des 
Jahres in Würzburg eindringlich davor 
gewarnt, sich eine Allzuständigkeit 
beizumessen. Trotzdem sollte jedes 
Thema Beratungsgegenstand werden 
können, das einem echten pastora-
len Bedürfnis entspringt und heute 
Schwierigkeiten bereitet. 
Diese Ansicht vertritt jedenfalls Pro
fessor Dr. Lehmann. Man solle sich 
aber vor Themen mit Scheinaktualität 
hüten und könne bei jedem Thema 
nicht genau und bestimmt genug fra
gen, was es zum wirklichen Nutzen 
der Kirche und der Menschen beitrage. 
Weil die Synode faktisch nicht alles 
in Frage Kommende behandeln kann, 
bleibt nichts anderes übrig, als Schwer
punkte zu setzen (z. B. Gastarbeiter
frage, Religionsunterricht, Friede, ver
antwortliche Mitarbeit der Frau in der 
Kirche). Ein Zuviel an Themen ist 
schädlich, wie die Hildesheimer Diöze-
sansynode gezeigt hat. Gemeinden, 
Gruppen, Arbeitskreise könnten es 
sich zur Aufgabe machen, herauszu
finden, welche Fragen als dinglich an
zusehen sind. Ist z. B. das Thema 
„Weltmission" dringlich? 
Kann aber die Basis — das sind alle 
Katholiken der Bundesrepublik — jetzt 
überhaupt noch an der Erarbeitung der 
Synodenthemen mitwirken? Bisher 
konnte jeder Einfluß nehmen, indem 
er den entsprechenden Teil der Katho
likenumfrage beantwortete, an den 
Bischof, das Diözesansynodalbüro 
oder das Synodensekretariat schrieb, 
Art ikel oder Bücher verfaßte oder über 
den ersten Themenvorschlag mit ande
ren diskutierte. 

Die Mitarbeit der Basis ist nach wie 
vor möglich und gefragt. Einzelne, 
Gruppen, Gemeinden, Verbände etc. 
können sich darüber äußern, was sie 
für ein wichtiges oder ein notwendiges 
Synodenthema halten. In der jetzigen 

Phase der Synode macht man das 
m. E. am besten nicht durch öffentliche 
Erklärungen oder durch Art ikel in der 
Presse, sondern dadurch, daß man die 
Ergebnisse seiner Überlegungen und 
gemeinsamer Arbeit an das Synodal
büro seines Bistums oder an das Se
kretariat der Synode in München, 
Theatinerstraße 14, einsendet. 
Besonders gezielte und sachkundige 
Stellungnahmen dürften sich erreichen 
lassen, wenn man Arbeitskreise zur 
Synode bildet, die sich jeweils mit 
einem Einzelthema beschäftigen. Wäre 
es nicht gut, wenn sich auch innerhalb 
des Unitasverbandes bzw. der ein
zelnen Unitasvereine solche Arbeits
kreise bildeten? Natürlich kann sich 
auch ein ganzer Unitasverein zu einem 
Arbeitskreis machen, indem er z. B. 
während eines Semesters auf den 
Wissenschaftlichen Sitzungen ein be
stimmtes Thema mit Zielrichtung auf 
die Synode behandelt. 
Wir sollten die gegebenen Möglich
keiten der Einflußnahme auf die The
matik der Synode wahrnehmen, da 
die Synode nach Meinung ihres Sekre
tärs, Prälat Dr. Karl Forster, ihre Auf
gabe nicht ohne die Teilnahme jedes 
einzelnen Katholiken erfüllen kann. Die 
Themen der Synode werden auch un
sere Themen, wenn wir uns ihnen 
öffnen und wenn wir sie mitsuchen. 
Wir öffnen uns den Themen nicht nur 
dann, wenn wir uns intellektuell mit 
ihnen beschäftigen, sondern auch 
dann, wenn wir sie „ in die Einkehr mit 
dem Herrn" sammeln (vgl. Hirtenbrief 
der deutschen Bischöfe zur Vorbe
reitung der Synode, III, 2). 
Die Synode wird ein geistliches Er
eignis oder kein Ereignis sein, pro
phezeite ihr Präsident. „Die Synode 
muß also Ereignis nicht nur in Würz
burg und nicht nur im kleinen Kreis 
der Synodalen, sondern in jeder 
Pfarrei, in jedem katholischen Ver
band, bei jedem Gläubigen werden" , 
meint der Sekretär der Synode. 
Muß sie nicht auch ein Ereignis im 
ünitasverband werden? Wenn sich 
unser Verband und die einzelnen 
Vereine der Synode zuwenden, wird 
diese auch in der Unitas „das Reden 
aller miteinander, das Hören aller auf

einander, das gemeinsame Beraten 
und Bedenken derselben Anliegen 
und derselben Fragen " in einzigartiger 
Weise fördern, wie das gemäß einer 
Äußerung von Professor Dr. Klaus 
Hemmerle heute schon von der Kirche 
in der Bundesrepublik gesagt werden 
kann. 

Viel zu wenig 
Studentenwohnheime 

Nach Auskunft der Bundesregierung 
gibt es zur Zeit nur 57 000 Wohnheim
plätze für Studierende in der Bundes
republik einschließlich Westberl in. Die 
zuletzt im Jahre 1969 festgestellte 
Studentenzahl beträgt demgegenüber 
475 600. Unter Berücksichtigung der 
im mehrjährigen Finanzplan vorgese
henen Haushaltsmittel könnten bis 
Ende 1973 rund 71 800 Plätze bei an
nähernd 600 000 Studierenden zur 
Verfügung stehen. Bei einer ange
strebten Unterbringungsquote von 30 
Prozent ergibt sich damit ein Defizit 
von 108 000 Plätzen. 
Die Bundesregierung weist darauf hin, 
daß unabhängig von den Maßnahmen 
der Länder, Gemeinden und Studen
tenwerke im Rahmen des Bundes-
jugendplanes bis einschließlich 1974 
139 Mil l ionen DM zur Förderung von 
Studentenwohnheimen aufgewandt 
würden. Daneben würden nicht un
erhebliche Förderungsmittel aus dem 
Etat des Bundesministers für Städte
bau und Wohnungswesens im Rahmen 
des sozialen Wohnungsbaus bereit
gestellt. 

Um eine bessere Abstimmung zwi
schen dem Ausbau der Ausbildungs
kapazität einerseits und dem Studen
tenwohnheimbau andererseits zu er
reichen, beabsichtigt die Bundesre
gierung, den Studentenwohnheimbau 
in die gemeinsame Planung des Hoch
schulbaues von Bund und Ländern 
nach dem Hochschulbauförderungsge
setz einzubeziehen. 
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Mehr soziales Engagement gefordert 
Kartell-Verband verabschiedete Entschließung an die Synode 

Eine der wesentlichen Aufgaben der 
Kirche liegt nach Auffassung des Kar
tell-Verbandes im sozialen Bereich. 
Das schließe das Recht und die Pflicht 
zur Stellungnahme in gesellschafts
politischen Grundsatzfragen ein, heißt 
es in einer am 17. Januar zum Ab
schluß einer dreitägigen Verbands
tagung in Würzburg veröffentlichten 
Entschließung an die Gemeinsame 
Synode der Bistümer in der Bundes
republik. 
Die Resolution wurde von den Kartell
angehörigen aus der Studentenschaft 
und der Altherrenschaft im Gespräch 
mit Synodalen aus dem Verband er
arbeitet. In drei Arbeitskreisen be
faßten sich die Teilnehmer mit Glaube 
und Verkündigung, Verantwortung, 
Strukturen und Gliederungen in der 

Kirche sowie Kirche als Gesellschaft 
und in der Gesellschaft. 
Die scharfe Trennung, die in der For
mulierung „Kirche und Welt" vorge
stellt wird, verträgt sich nach Ansicht 
des Kartell-Verbandes nicht mehr mit 
dem neuentwickelten Verständnis von 
Kirche. Als Teil der Welt müsse die 
Kirche den Heilsauftrag für die Welt 
verwirkl ichen und so auch zur Lösung 
der Weltprobleme beitragen. Priester
liche Seelsorge und kirchliche Ver
kündigung müßten „stärker die Wirk
lichkeit der modernen Arbeitswelt be
rücksichtigen". „Hier liegt eine eigene 
Aufgabe für die Laien", weil nur sie 
„ in besonderer Weise der dynamischen 
Eigengesetzlichkeit der Welt gerecht 
werden" könnten. 
Der Religionsunterricht sollte nicht nur 

Neue Form für Kommers gesucht 
Am 16. Oktober fand der traditionelle 
Kommers der Altakademikerverbände 
Hildesheim statt. Der Vorsitzende des 
Altherrenzirkels Unitas, Amtsgerichts
direktor Freudenberg, der in diesem 
Jahr präsidierte, konnte etwa 120 
Akademiker aus den verschiedenen 
Bünden und studentischen Gemein
schaften begrüßen. Er teilte mit, daß 
sich die Vorsitzenden aller Verbin
dungen in diesem Jahr geeinigt hät
ten, den Kommers in einer neuen 
Form, die nicht mehr so traditions
verhaftet sei, stattfinden zu lassen. 
Zwar habe man nicht auf Band und 
Mütze verzichtet, aber die Haupt
sache und den Hauptzweck der Ver
anstaltung stärker akzentuiert, näm
lich das gegenseitige Kennenlernen 
und die Pflege der amicitia. Auch habe 
man den Festvortrag dahingehend 
thematisch abgewandelt, daß nicht 
mehr Probleme der studentischen 
Verbände im Vordergrund stünden, 
sondern ein zukunftweisendes Ge
biet. 

In seinem Referat „Die Zukunft des 
Fernsehens" wies Professor Dr. 
Heinrichs von der Pädagogischen 
Hochschule Hildesheim an Hand ein
zelner Beispiele auf den Einfluß und 
die Möglichkeiten hin, die das Fern
sehen der Zukunft in der Familie, der 
Schule, der Berufsausbildung und der 
Freizeitgestaltung haben werde. Hein
richs zeigte auch die Gefahren, die 
eintreten werden, wenn das Fernseh
gerät zum „Hausaltar" gemacht wird, 
oder wenn die Möglichkeit gegeben 
ist, mit Hilfe neuentwickelter Geräte 
auch in die intimsten Bereiche des 
menschlichen Lebens einzudringen. 
Hildesheim könne sich sehr glücklich 
schätzen, in seinen Mauern das ein
zige Institut für die Erforschung der 
Möglichkeiten des Fernsehens zu be
sitzen. Die Probleme, die aber in er
ster Linie noch zu bewältigen sind, 
liegen auf rechtlichem Gebiet. 
Die Ausführungen des Redners wur
den noch lange eifr ig weiterdisku
tiert. 

neutrale Information, sondern auch 
kirchliche Verkündigung sein. Neben 
der Einzelbeichte sollten andere For
men der Buße und Sündenvergebung 
stärker betont werden. Deshalb sei zu 
prüfen, ob der Bußfeier nicht doch ein 
sakramentaler Charakter zuerkannt 
werden könne. 
Die heutige Autoritätskrise bedeutet 
nach Meinung des Kartell-Verbandes 
nicht Autoritätsschwund, sondern Au
toritätswandel. Die katholischen Ver
bände hätten als kirchliche Strukturen 
in der Gesellschaft ebenso eigene Auf
gaben wie die Räte auf Pfarr- und 
Diözesanebene als gesellschaftliche 
Strukturen in der Kirche. 
Neben der Betonung der echten Mit
verantwortung der Laien wird die Ein
richtung von unabhängigen Schieds
stellen mit beschließender Befugnis 

Die nächste Ausgabe der UNITAS 
erscheint wegen der Semesterfe
rien erst im April 1971. Die ver
spätete Auslieferung der Januar-
Ausgabe ist auf die zahlreichen 
Feiertage um die Jahreswende 
und einen Personal-Engpaß im 
Herstellungsbetrieb unserer Mo
natsschrift zurückzuführen. Druk-
kerei und Redaktion bitten um 
Verständnis. 

von Rechtsstreitigkeiten und Mei
nungsverschiedenheiten im kirchlichen 
Bereich für notwendig erachtet. Dies 
gelte ebenso für die Durchführung 
eines Finanzausgleichs unter den 
Bistümern der Bundesrepublik. Ferner 
seien alle Einrichtungen der Erwach
senenbildung bevorzugt zu intensivie
ren. Außerdem müßten „verstärkte 
Kooperation und verbesserte perso
nelle Ausstattung" die Bistumspresse 
und dementsprechend auch die Ka
tholische Nachrichten-Agentur (KNA) 
in die Lage setzen, ihre Aufgaben 
besser zu erfüllen. Da die größeren 
katholischen Zeitungen in ihrer unter
schiedlichen Ausrichtung die verschie
denen Auffassungen in der Kirche 
widerspiegelten, solle „nicht nur eine 
Zeitung finanziell unterstützt" werden, 
meint der Kartel l-Verband. 
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SCHWARZES BRETT 
DER UNITAS 

Examina 

Bbr. Alfons Obermann, Unitas Win-
fridia Münster, bestand sein Examen 
als Diplom-Physiker. 
Bbr. Günter Aßmuth, Unitas Winfridia 
Münster, bestand das erste Staats
examen für das Lehramt an Real
schulen. 
Bbr. Udo Einhoff, Unitas Winfr idia, 
Münster (früher Unitas Reichenau, 
Freiburg und Unitas Fürstenberg Mün
ster) bestand sein Examen als Diplom
volkswirt mit Prädikat. 
Bbr. Jochen Litterst, Unitas-Vindelicia 
Augsburg, bestand an der TU-Mün-
chen seine Prüfung zum Diplomphy
siker 
Bbr. Karl-Heinz Sieber, Unitas-Vinde
licia Augsburg, bestand in München 
seine Prüfung zum Studienassessor. 
Das zweite Staatsexamen für das hö
here Lehramt bestanden die Bundes
brüder Bbr. Leopold Gottschlich und 
Lothar Graf, Unitas Silesia Aachen. 

Verlobungen 

Bbr Dieter Krebs, Unitas Cheruskia 
Gießen, Vertreter der Aktivitas im 
Vorstand des Unitas-Verbandes, mit 
Fräulein Christa Krahforst, am 26. 
Dezember 1970. 

Vermählungen 

Bbr. Hans Peter Luboeinski, Unitas 
Cheruskia Gießen, und Frau Anna 
geb. Kolitsch. 
Bbr. Bert Stieger, Unitas Cheruskia 
Gießen, und Frau Claudia geb. Haus
mann. 
Bbr. Alfons Bromm, Unitas Cheruskia 
Gießen, und Frau Heidi geb. Fischer. 
Bbr. Norbert Schraub, Unitas Cherus
kia Gießen, und Frau Christina geb. 
Jorde. 

KDSE will in AG Synode bleiben 
Mit der konstituierenden Sitzung der 
Gemeinsamen Synode der Bistümer 
in der Bundesrepublik und mit dem 
Dritten Entwurf zur Änderung des Ge
setzes über den Zivilen Ersatzdienst 
hat sich der Vorstand der Katholischen 
Deutschen Studenten-Einigung (KDSE) 
in Bonn beschäftigt. Wie die KDSE im 
Anschluß an die Vorstandssitzung am 
12. Januar in Bonn mitteilte, entschloß 
sich der Vorstand, in der Arbeitsge
meinschaft Synode weiterhin mitzuar
beiten, da sich in Würzburg gezeigt 
habe, daß die Arbeitsgemeinschaft in 
der Lage sei, „Ansätze zu einer Frak
tionierung der Synodalen und die Frei
heit in der Synode zu ermöglichen". 
Für die Zukunft kommt es nach An
sicht des KDSE-Vorstandes darauf an, 
die Sachargumente der AG Synode 
vorzubringen und für die Arbeiten in 
den Sachkommissionen fruchtbar zu 
machen. 

In einer vom Vorstand der KDSE 
verabschiedeten Resolution wird die 
Initiative der Bundesregierung be
grüßt, Verwaltung und Organisation 
des Zivi len Ersatzdienstes durch die 
Einrichtung eines Bundesamtes und 
eines Beirates für den Zivi len Ersatz
dienst zu verbessern Auch die vor
gesehene Umbenennung des Zivi len 
Ersatzdienstes in „Ziv i ler Dienst" und 
die Einrichtung eines Einführungs
kurses werden als Verbesserung an
erkannt. 

Kritik übt der KDSE-Vorstand dagegen 
an dem geplanten Einsatz von Ersatz
dienstleistungen bei Bahn und Post. 
Dies sei „ein bil l iger Versuch", mit 
dem zahlenmäßigen Anwachsen der 
Kriegsdienstverweigerer fertigzuwer-
den, ohne auf die Motive der Betrof
fenen einzugehen, heißt es in der Re
solution. Ein Dienst, der wirtschaft
lichen und fiskalischen Interessen 
diene, könne nicht als Friedensdienst 
anerkannt werden. Insgesamt berück
sichtige der vorl iegende Entwurf der 
Regierung nicht die Diskriminierung 
der Kriegsdienstverweigerer durch 
das „unwürdige Anerkennungsverfah

ren" . Auch die „off iziöse Ankündi
gung" , den Zivi len Ersatzdienst um 
drei Monate zu verlängern, könne nur 
als „Abschreckung weiterer Kriegs
dienstverweigerer" angesehen werden. 
In diesem Zusammenhang fordert 
der KDSE-Vorstand ein öffentliches 
Hearing unter Beteil igung der Betrof
fenen, der kompetenten Persönlich
keiten des öffentl ichen Lebens, der 
Sozialdienste, der Gewerkschaften 
und der Kirchen. Der vorl iegende Re
gierungsentwurf, so wird in der Reso
lution betont, könne in seiner der
zeitigen Form in keiner V^eise den 
Anforderungen eines fr iedensfördern
den Zivi ldienstes entsprechen und die 
Benachteiligung der Kriegsdienstver
weigerer beseitigen. 

Institut für Bildungsmedien 

In Frankfurt/Main ist am 19. Januar 
von einer Gruppe von Schulbuch-
Verlagen der Verein „Institut für 
Bildungsmedien e. V." gegründet wor
den. Ziel des Vereins ist die Samm
lung von wissenschaftlichen und schul
politischen Informationen über Unter
richtsmittel sowie über Medienkunde 
und Unterrichtstechnologie. Das Insti
tut beabsichtigt, in Frankfurt eine re
präsentative Sammlung von Unter
richtsmitteln zu errichten. Ferner ist 
geplant, durch Seminare, Publikatio
nen und Ausstellungen Kenntnisse 
über unterrichtliche Medien-Kombina
tionen zu verbreiten. Zum Vorsitzen
den des Aufsichtsrates wurde der Ver
leger Hermann von Schrödel-Siemau, 
Hannover, gewählt. W\e der Sprecher 
des Instituts, Hans-Peter Vonhoff, er
klärte, gibt es eine ähnliche Einrich
tung, spezialisiert auf Unterrichts
mittel, bisher nur in den Vereinigten 
Staaten. Dort seien die Kenntnisse 
über Medienentwicklung und Medien
einsatz „ungleich weiter verbreitet als 
im deutschsprachigen Bereich." 
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Synode nun auch in der „DDR" 
Im Herbst 1972 wird nun auch in der „DDR" eine Gesamtsynode aller Juris
diktionsbezirke stattfinden. Ein entsprechender Beschluß ist von der Berliner 
Ordinarienkonferenz am 8./9. Januar in Heiligenstadt gefaßt worden. 

Bemerkenswert an dem Beschluß ist, 
daß der wesentliche Teil der Synode 
in die „Gruppen und Gemeinden" ver
legt wird und lediglich der Abschluß 
„ in Form einer Pastoralsynode der 
Jurisdikt ionsbezirke" konzipiert wurde. 
Das Ostberl iner „St.-Hedwigs-Blatt" 
hob in diesem Zusammenhang hervor, 
man müsse Im Blick behalten, daß 
„das gesamte Geschehen ein geist
licher Vorgang ist, der dem Glauben 
in den Gemeinden dienen muß". 
Struktur- und Methodenfragen seien 
dieser Überlegung zugeordnet. 
Der Beschluß der Ordinarienkonferenz 
läßt eine gewisse Vorsicht erkennen, 
die offenbar einer kirchenpolitischen 
Diskussion oder allgemeinen Struktur
debatte entgegenwirken soll. Auch der 
Hinweis, das gesamte Geschehen sei 
„ein geistlicher Vorgang" , macht dies 
deutlich. 

In diesem Zusammenhang erscheint 
bedeutsam, daß von der in drei Ses
sionen verlaufenen Meißener Diöze-
san-Synode, die kirchenrechtlich mit 
dem Tod ihres Initiators, Bischof Spül
beck, erloschen ist, kaum noch ge
sprochen wird. Spülbeck hatte noch 
zwei Dekrete über „Ziele und Aufga
ben der Erneuerung des Bistums 
Meißen nach dem Zweiten Vatikani
schen Konzi l" und über die „Ordnun
gen der Räte"" mit Wirkung vom 
1. Apri l 1970 in Kraft gesetzt. Bisher 
aber unterblieb, worauf die Herder-
Korrespondenz schon in ihrer Dezem
ber-Nummer hinwies, die Publikation 
beider Dekrete im kirchlichen Amts
blatt der Meißener Diözese. 
Der Görlitzer Kapitelsvikar Gerhard 
Schaffran, im Oktober auf dem Mei
ßener Bischofssitz inthronisiert, hat 
bis zur Stunde öffentlich nicht zu er
kennen gegeben, ob die Synode über
haupt fortgesetzt wird. Wie die Herder-

Korrespondenz, die das 1. Synodal-
Dekret im Wort laut abdruckt, schreibt, 
wünschen „einflußreiche Stel len", daß 
die Meißener Synode „in dem Projekt 
einer Gemeinsamen Synode in der 
DDR aufgehen soll"". Zur Zeit bestehe 
jedenfalls „Unsicherheit über die prak
tischen Auswirkungen dieser Dekrete"". 
Das mit einer Mehrheit von 127 der 
insgesamt 144 Synodalen verabschie
dete Dekret I enthält bedeutsame Fest
stellungen über die Kirche in der so
zialistischen Gesellschaftordnung athe
istischer Prägung. So heißt es bei
spielsweise im ersten Kapitel mit der 
Überschrift „Das Volk Got tes" : „Die 
Sendung der Kirche ist an kein be
sonderes politisches, wirtschaftliches 
oder gesellschaftliches System gebun
den. Auch in einer sozialistischen Ge
sellschaftsordnung, wie bei uns in der 
DDR, soll die Kirche die Verkündigung 
ihrer Botschaft und ihren Dienst so 
ausrichten, daß sie glaubwürdig wer
den. Ist das konkrete Verhältnis von 
Staat und Kirche auch oft belastet, 
so wird das eigentliche Zeugnis des 
Gottesvolkes dadurch nicht unmöglich 
gemacht."" 

Im zweiten Kapitel „Brüderl ichkeit und 
Mitverantwortung"" wird unter Nr. 22 
gesagt: „Partnerschaftliches Denken 
und Verhalten in der Kirche ist uns 
heute weithin ungewohnt. Im Geiste 
Christi müssen alle versuchen, diese 
für uns neue Art der Zusammenarbeit 
einzuüben. Bei allen muß mit der Be
reitschaft zur Mitarbeit auch der Wil le 
zur Mitverantwortung und Mitentschei
dung wachsen. Dies setzt voraus, daß 
wir bereitwil l ig einander anhören. Ge
genseitige Information, Beratung und 
Kritik sollen die Gefahr einer Mani-
pulition vermeiden und die Bildung 
einer öffentlichen Meinung in der 
Kirche fördern . . . " 

Fortsetzung Schwarzes Brett 

Geburten 

Eine Tochter Iris als erstes Kind für 
Bbr. Dipl. Ing. Franz Völker, Unitas 
Reichenstein Aachen, und Frau Bri
gitte geb. Jehnigk. 

Berufungen 

Bbr. Amtsgerichtsrat Fritz Ambs, AHZ, 
Hegau-Untersee, wurde am 1. Januar 
1971 36jährig als Vertreter des Landes 
Baden-Württemberg zur Bundesan
waltschaft beim Bundesgerichtshof 
Karlsruhe abgeordnet. 

Bbr. Mihm wurde Bürgermeister 

Der Vorsitzende des AHZ Unitas-Ful-
da, Bbr. Obermagistratsrat Bernhard 
Mihm, ist zum Bürgermeister der ost
hessischen Kreisstadt Hünfeld ge
wählt worden. Bbr. Mihm war bisher 
Leiter des Rechts- und Versicherungs
amtes der Stadt Fulda. Im Jahre 1969 
war er als Vorsitzender des örtlichen 
Vorbereitungsausschusses verantwort
lich für die Durchführung der GV in 
Fulda. 

Nach Fulda heimgekehrt 

Nach über SOjähriger Trennung hat 
Bbr. Prälat Ernst Göller (Ff, Fd, W 2) 
wieder Kontakt zu seinen Bbr. Bbr. 
gewinnen können. Ernst Göller wirkte 
seit drei Jahrzehnten im thüringischen 
Eichsfeld als Priester; zuletzt war er 
Diözesan-Männerseelsorger für den 
Ostteil der Diözese Fulda. Als Be
gleiter von Bbr. Weihbischof Hugo 
Aufderbeck (Erfurt) nahm er am II. 
Vatikanischen Konzil teil. Nun ist er 
vor wenigen Wochen in seine Vater
stadt zurückgekehrt, um dort seinen 
Ruhestand zu verleben. Der AHZ Ful
da hat ihn freudig begrüßt. Seine An
schrift lautet: Prälat Ernst Göller, 
64 Fulda, Tränke. 
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N e u e r A H Z U n i t a s D a n u b i a 

In den Donaustädten Ulm/Neu Ulm 
konstituierte sich am 27. November 
vergangenen Jahres der neue Alt
herren-Zirkel Unitas Danubia. Zum 
Vorsitzenden wurde Bundesbruder 
Hermann Litfin gewählt, der seit Jah
ren Direktor der Ostpriesterhi l fe für 
Deutschland ist. Dieses europäische 
Liebes- und Hilfswerk betreut die Kir
che hinter dem Eisernen Vorhang. 
Seine Adresse lautet: 791 Neu Ulm, 
Augsburger Str. 37. Tel (07 31)7 97 57. 

Ein neues Haus 
für Cheruskia Gießen 
Am 1. Oktober 1970 war es so weit. 
An diesem Tag übernahm der Studen
tenheimverein Unitas e. V. die Räume 
des früheren katholischen Studenten
heimes in der Wilhelmstraße 21. Ne
ben 45 Studentenzimmern stehen der 
Unitas im Paterre Gesellschafts- und 
Tagesräume zur Verfügung. Inzwi
schen sind seit dem Einzug 4 Monate 
vergangen, und man kann jetzt schon 
sagen, daß gerade durch das Haus 
das Zusammengehörigkeitsgefühl in
nerhalb der Verbindung gewachsen 
ist. Es konnten so in den neuen Räu
men neben den wissenschaftlichen 
Sitzungen und Konventen zwei Tanz
veranstaltungen abgehalten werden. 
Weiterhin wird von einigen Bundes-
brüdem eine Leseecke eingerichtet, in 
der man vor allem aktuelle und zeit
kritische Literatur f inden wird. 

IVIan müßte 3 x 20 sein 
Am 30. Januar 1971 ist Bundesbruder 
Dr. jur. Gerhard Jussenhoven, 5 Köln 
41 , Robert-Blum-Straße 6, 60 Jahre 
alt geworden. Gerhard Jussenhoven 
übt einen Beruf aus, der bei Mitgl ie
dern des UV nicht häufig anzutreffen 
sein wi rd: Er ist ein berühmter Kom
ponist der heiteren Muse. Er hat ne
ben abendfüllenden Bühnenwerken so 
bekannte Schlager wie „Man müßte 
nochmal zwanzig sein" und „Zwei in 
einer großen Stadt" geschrieben, und 
mancher Bundesbruder wird im Fa
sching oder Karneval oft das Lied 

Namen sind Nachrichten 
Aufschlußreiche Personalwahlen bei der Synode / Von Dr. Ferdinand Oertel 

Wenn die erste Sitzung der Synode so gut verlaufen ist, dann lag dies nicht zu
letzt an der guten Vorbereitung. Das betrifft nicht nur die technische Abwicklung 
in Würzburg (wobei als Schönheitsfehler höchstens anzumerken wäre, daß es 
der Arbeitsgemeinschaft Synode nicht erlaubt war, ihre Pressemitteilungen in die 
allgemeinen Pressefächer zu legen); es betrifft vor allem auch die gute durch
dachte Vorarbeit der Vorbereitungskommission. So sehr auch Kritik am Statut 
und an der Geschäftsordnung geübt worden war, so wenig waren die Synodalen 
doch geneigt, an den vorbereitenden Maßnahmen grundsätzliche Änderungen 
zu erzwingen. 

So akzeptierte man ohne weiteres, 
daß die Vorbereitungskommission mit 
ihren Vorschlägen für die Vizepräsi
denten die Wahl der Personen auf je 
fünf Kandidaten begrenzt hatte — 
wenn man auch dann nicht diejenigen 
wählte, die „vorherbestimmt"" gewe
sen wären. Man beließ es auch bei 
den zehn vorgeschlagenen Sachkom
missionen und bestätigte der Vorbe
reitungskommission gute Arbeit, als 
man den Antrag auf Errichtung einer 
weiteren Sachkommission zum Thema 
„Glaubensnot und technisch-wissen
schaftliche Wel t " ablehnte. In der Tat 
sind in den Sachkommissionen alle 
Themen erfaßt, die zu einer Behand
lung anstehen. Umstri t ten ist höch
stens der Prioritätenkatalog. Er wird 
wesentlich von den Überlegungen ab
hängen, die jetzt von den Vorsitzen
den dieser Kommission angestellt 
werden. 

So war auch die Wahl der Vorsitzen
den in den Sachkommissionen mit 
Spannung erwartet worden, zumal 
diese dann in ihrer Eigenschaft als 
Kommissionsvorsitzende auch Mit
glied des zweitwichtigsten Synoden
instruments waren, der Zentralkom
mission. Auch das Ergebnis dieser 
Wahlen war aufschlußreich. Es zeigte, 
daß wiederum Sachargumente den 
Ausschlag geben. Dies verdeutlicht 
der folgende Überblick. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 1 „Glaubenssituation und Verkün
digung"' wurde der Mainzer Professor 
Dr. Karl Lehmann gewählt. Er hatte 

zu diesem Themenkreis auch ein Ein
führungsreferat gehalten. In dieser 
Kommission arbeiten 36 Synodale mit, 
darunter die Professoren Rahner und 
Ratzinger ebenso wie die Bischöfe 
Graber, Große, Kempf, Schick und 
Volk. Zum Vorsitzenden der Sach
kommission 2 „Gottesdienst-Sakra
mente-Spiritualität"" wurde der Frank
furter Jesuitenprofessor Dr. Ludwig 
Bertsch gewählt. Das Einführungsre
ferat hatte hier Prof. Fleckenstein. 
Würzburg, gehalten. Der Kommission 
gehören 29 Synodale an, darunter 
fünf Bischöfe und elf Pfarrer. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 3 „Christl icf ie Diakonie"' wurde 
der Paderborner Weihbischof Nord-
hues gewählt. Das Einführungsreferat 
hielt Prof. Hirschmann. Zur Kommissi
on gehören u. a. mehrere Caritas
direktoren sowie die Vizepräsidentin 
Dr. Laurien. Insgesamt zählt diese 
Kommission 26 Synodale. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 4 „Ehe und Familie" wurde der 
Bonner Moraltheologe Prof. Böckle 
gewählt. Das Einführungsreferat hatte 
Generalpräsis Fischer gehalten. Die 
Kommission zählt nur 24 Mitglieder, 
darunter neun Frauen. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 5 „Gesellschaftl iche Aufgaben der 
Kirche"' wurde der Essener Betriebs
ratsvorsitzende Paul Reuth gewählt. 
Das Einführungsreferat hatte Prof. 
Maier, München, gehalten. Unter den 
40 Synodalen dieser Kommission be
f inden sich Kardinal Höffner, Präsi-
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dent Stingl, der Schriftsteller Josef 
Reding sowie der Würzburger Student 
Spies. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 6 „Erziehung-Bildung-Information" 
wurde der rheinland-pfälzische Kultus
minister Vogel gewählt, der selbst die 
Einführung in den Themenkreis gege
ben hatte. Auch in dieser Kommission 
arbeiten 40 Synodale mit, darunter 
mehrere Studienräte, Ordensschwe
stern des Schuldienstes und eine 
Schülerin. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 7 „Charismen-Dienste-Ämter" wur
de Bischof Tenhumberg aus Münster 
gewählt, der im übrigen auf eine Kan
didatur zum Vizepräsidenten verzich
tet hatte. Die Einführung hielt Prof. 
Hemmerle. Von den 36 Mitgl iedern 
sind 20 Geistliche, zwei weitere Or
densschwestern. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 8 „Formen der Mitverantwortung 
in der Kirche" wurde der Rechtsex
perte Dr. Pötter, Münster, gewählt. 
Er hatte selbst die Einführung gege
ben. Die Kommission zählt 29 Mit
glieder, darunter Bischof Hengsbach 
und Prof. Hirschmann, die beide ent
scheidend am Konzilsdokument über 
das Apostolat der Laien mitgearbeitet 
haben. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 9 „Ordnung pastoraler Strukturen" 
wurde der Aachener Prälat Boonen 
gewählt, der auch die Einführung in 
den Themenkreis hielt. Unter den 
26 Kommissionsmitgl iedern sind 19 
Geistliche. 
Zum Vorsitzenden der Sachkommissi
on 10 „Gesamtkirchliche und ökume
nische Kooperat ion" wurde Prälat 
Wissing vom Päpstlichen Werk der 
Glaubensverbreitung in Aachen ge
wählt. Zur Einführung sprach Prälat 
Klausener, Berlin. Die Kommission 
zählt die wenigsten Mitglieder, näm
lich nur 19. darunter Kardinal Jaeger 
und weitere fünf Bischöfe. 

Zentralkommission — 1 4 : 1 1 

Mit der Wahl dieser Kommissions
vorsitzenden waren schon wichtige 

Personalentscheidungen für die Zu
sammensetzung der Zentralkommissi
on getroffen. Fünf der zehn Vorsit
zenden hatten auch auf der Vor
schlagsliste der Vorbereitungskom
mission für die Zuwahl der weiteren 
zehn Mitgl ieder der Zentralkommissi
on gestanden, f ielen deshalb hier aus. 
Für diese, nach der Wahl der Vize
präsidenten wichtigsten Entscheidung 
der ersten Vollversammlung hatten 
die Synodalen auch einen modifizier
ten Wahlmodus gegenüber dem Vor
schlag der Vorbereitungskommission 
erzwungen. Außerdem konnten sie die 
Vorschlagsliste der Vorbereitungs
kommission erweitern, so daß schließ
lich nicht mehr nur 15 Kandidaten, 
sondern 61 Synodale zur Wahl stan
den. 

Da jeder Gewählte mindestens die 
Hälfte aller Mitgl iederstimmen haben 
mußte, kam es zu mehreren Wahl
gängen. Im ersten Wahlgang erreichte 
nur Bischof Hengsbach die nötige 
Stimmenzahl. Wenn die Synodalen 
ihn auch nicht zum Vizepräsidenten 
gewählt hatten, so befanden sie es 
doch als selbstverständlich, ihn in die 
Zentralkommission zu wählen. Auch 
Prof. Hemmerle, Bernhard Obst aus 
Berlin, Frau Dr. Albrecht, Elsbeth 
Rickal und Josef Stingl, die nicht zu 
Vizepräsidenten erkoren wurden, ka
men in die Zentralkommission; außer
dem die Arbeiterin Frau Kordt, der 
Student Hamburger, Theresia Hauser 
und schließlich noch Prof. Rahner, der 
mehr Stimmen erhielt als Prof. Rat-
zinger. 

Eine Analyse dieser Zusammenset
zung zeigt interessante Ergebnisse. 
Von den 15 durch die Vorbereitungs
kommission vorgeschlagenen Kandi
daten kamen nur drei durch. Dazu 
kommen die fünf Vorsitzenden der 
Sachkommission und die sechs Kandi
daten für die Vizepräsidentschaft. 
Sechs weitere Mitgl ieder wurden aber 
frei benannt und hinzugewählt. Von 
den 37 Mitgl iedern der Vorbereitungs
kommission sind nur sieben in der 
Zentralkommission, zwei weitere ge
hören dem Sekretariat der Synode, 
einer dem Präsidium an. Auch dies 
zeigt, daß mit Beginn der Synode ein 

Fortsetzung Schwarzes Brett 

„Kornblumenblau ist der Himmel am 
herrlichen R h e i n e . . . " mehr laut als 
schön gesungen haben, ohne zu wis
sen, daß dieses Trinklied von einem 
Unitarier komponiert worden ist. 
Jussenhoven hat sich erst nach seiner 
Promotion zum Dr. jur. ganz der Mu
sik zugewandt und seit dieser Zeit 
nahezu 800 Komposit ionen zu Papier 
gebracht. Wenn auch nicht alle seine 
Lieder zu Evergreens geworden sind, 
so erfreuen sie sich doch großer Be
liebtheit und haben das Niveau und 
den Geschmack der Modeschlager
fabrikanten weit überragt. 

Bbr. Prof. Dr. Stakemeier t 
Der Begründer und erste Direktor des 
Johann - Adam - Möhler- Institutes für 
Konfessions- und Diasporakunde in 
Paderborn, Bundesbruder Professor 

Dr. Dr. Eduard Stakemeier, ist am 
Mittwoch, dem 30. Dezember, über
raschend in Würzburg verstorben. Auf 
der Tagung der Hochschul- und Uni
versitätslehrer der katholischen Fa
kultäten für Dogmatik und Fundamen
taltheologie verstarb er, bevor er sein 
Fachreferat halten und seine ge
schätzten Diskussionsbeiträge leisten 
konnte. 
Mit ihm verliert die katholische Kirche 
in Deutschland und die katholische 
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Kirche in ihrer Weltweite einen Wis
senschaftler, der als angesehener 
Fachmann überall hohes Ansehen ge
noß. 
Bundesbruder Stakemeier wurde am 
9. Juni 1904 in Müschede, Kreis Arns
berg, geboren. Er studierte in Pader
born, Tübingen, Münster und Rom. 
Hier schloß er sich auch als junger 
Student dem Unitas-Verband an, dem 
er dann Zeit seines Lebens Treue 
hielt, die ihm von seinen aktiven Ver
einen und den Altherrenvereinen bis 
zum Schluß auch immer wieder er
widert wurde. 
Am 16. März 1929 wurde er durch den 
Erzbischof von Paderborn, Dr. Caspar 
Klein, im Hohen Liborlus-Dom in Pa
derborn zum Priester geweiht. Als 
Schüler von Bundesbruder Karl Adamt 
studierte Bundesbruder Stakemeier 
1934 und 1935 in Tübingen, wurde 
zum Dr. phil. und Dr. theol. promo
viert und habilierte sich später mit 
einer Arbeit, die seinen weiteren Le
benslauf bestimmen sollte. 
Im Jahre 1938 erhielt Stakemeier eine 
Dozentur, 1939 den Lehrstuhl für Fun
damentaltheologie an der späteren 
Erzbischöflichen Akademie in Pader
born. Im Jahre 1957 wurde er als 
Gründer erster Direktor des Johann-
Adam-Möhler-Insti tutes. Als Peritus 
nahm er am Zweiten Vatikanischen 
Konzil teil und wurde 1961 von Papst 
Johannes XXIII. zum Päpstlichen 
Hausprälaten kreirt. 
Seine Tätigkeit als Lehrer und Pro
fessor fand ihren Niederschlag in ei
ner umfangreichen schriftstellerischen 
Tätigkeit. Als Referent und Gutachter 
war er gerne gesehen und immer wie
der von in- und ausländischen Kreisen 
eingeladen. Seine Bibliographie um
faßt mehrere hundert Titel, wenn man 
neben die selbständigen Veröffent
lichungen die Beiträge in Lexika und 
die Rezensionen in Fachzeitschriften 
hinzunimmt. 

Von den vielen Büchern, die zu allen 
wesentlichen Fragen der Glaubens
verkündigung und der Glaubensbe
gründung Stellung nahmen, ragen 
vielleicht seine Kommentare zu der 

neuer Abschnitt begonnen hat. Namen 
sind Nachrichten, wie eine alte Weis
heit besagt. . . 
Nimmt man das Präsidium hinzu, dann 
setzen sich die 25 Mitglieder der Zen
tralkommission zusammen aus fünf 
Bischöfen und zwei Prälaten, fünf 
Theologieprofessoren und nur zwei 
Pfarrern, also 14 Geistlichen, sowie 
elf Laien, davon fünf Frauen. 

Dauereinrichtung Synode? 

über eines darf man sich jedoch nicht 
täuschen; Die harten Auseinander
setzungen stehen noch bevor. Sie 
werden aber nicht in einer feindlichen 
Atmosphäre ausgetragen, im Gegen
einander von Bischöfen und Laien 
oder Synodalen und Antisynodalen. 
Das war vielleicht das wichtigste Er
gebnis der ersten Vollversammlung: 
daß man sich einander näher kam. Die 
Bischöfe müssen erkannt haben, daß 
demokratische und parlamentarische 
Verfahren nicht zur Auflösung aller 
Ordnungen führen. Die Priester und 
Laien mögen verspürt haben, daß es 
den Bischöfen nicht leicht wird, sich 
aus der ihnen traditionsgemäß zuge
ordneten Amtsstellung in ein neues 
Partnerschaftsverhältnis zu f inden, in 
dem im übrigen ihre Leitungsvollmacht 
gar nicht grundsätzlich bestritten wird, 
höchstens in der Art der Ausübung. 
Und die „Rebel len" schließlich, die 
manchmal allzu vordergründige Kritik 
geübt hatten, erkannten sofort, daß 
sie in der Synode nur bestehen kön
nen, wenn sie mit Argumenten über
zeugen. Dies ist ihnen in einigen Fäl
len gelungen, in anderen nicht. Die 
„unbekannte Masse" der Synodalen 
ist jedenfalls vernünftiger, als es die 
eine und die andere Seite befürchteten 
oder erhofften! 

Was nun bei der Arbeit der Sachkom
mission herauskommt, wird nicht zu
letzt von den Beratern abhängen, die 
in jede Kommission berufen werden. 
Nach den Erfahrungen der ersten Vol l
versammlung der Synode in Würzburg 
scheint es aber sicher zu sein, daß 
auch bei der Berufung dieser Personen 
Fach- und Sachkenntnisse im Vorder

grund stehen. Das allein ist Gewähr 
dafür, daß die zahlreichen brennenden 
Probleme wirkl ich ernsthaft geprüft 
werden. Keiner wird sich der Il lusion 
hingeben, daß damit auch schon Lö
sungen gefunden sind. Vielleicht wird 
es sich sogar sehr bald erweisen, daß 
eine solche synodale Einrichtung wie 
das Gremium von Würzburg doch zu 
einer Dauereinrichtung des deutschen 
Katholizismus werden muß, in der alle 
Kräfte wirksam Integriert wären. 

(KNA) 

Neuer Leiter des 
„Cusanuswerks" 
Die Geschäftsführung der „Bischöf
lichen Studienförderung Cusanus-
werk" hat jetzt Studienassessor Rainer 
ligner übernommen, ligner ist Nach
folger von Dr. Heiz Ulrich Schmidt, 
der ins Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft übergewechselt ist 
und in Zukunft besonders mit Pro
blemen des „Fernstudiums im Me
dienverbund" und des Hochschulzu
gangs befaßt sein wird. 

„Mach mehr aus Deinem 
Urlaub" 
Unter dem Motto „Mach mehr aus 
Deinem Urlaub" hat „interreisen", der 
Zusammenschluß der katholischen Ju
gendferienwerke in der Bundesrepu
blik, jetzt einen Prospekt über Reise
möglichkeiten im Sommer 1971 her
ausgebracht. Der vorliegende Pro
spekt umfaßt Reisemöglichkeiten zu 
über 100 Orten in 28 Ländern. Neben 
Ferienreisen werden auch Studien
fahrten, Hobby-Freizeiten, Sprachkur
se, internationale Begegnungen und 
Arbeitseinsätze in mehreren Ländern 
angeboten. 

70 von 800 zugelassen 
An der Universität Regensburg hat im 
Dezember 1970 mit dem ersten vor
klinischen Semester der Lehrbetrieb 
der medizinischen Fakultät begonnen. 
Von den 800 Bewerbern wurden 70 
zum Studium zugelassen. 
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Warnung vor „Dritter Konfession" 
Partner verschiedenen Glaubens erwarten Hilfe der Kirchen 

Für eine Zusammenarbeit evangeli
scher und katholischer Seelsorger an 
konfessionsverschiedenen Ehen haben 
sich der Vorsitzende des Rates der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD), Landesbischof D. Hermann 
Dietzfelbinger und der Vorsitzende 
der Deutschen Bischofskonferenz, Ju
lius Kardinal Döpfner, in einer ge
meinsamen Stellungnahme ausge
sprochen. 
In dem am 21. Januar in München 
veröffentl ichten „Wor t der Deutschen 
Bischofskonferenz und des Rates der 
EKD zur Zusammenarbeit in der Seel
sorge an konfessionsverschiedenen 
Ehen" begründen Dietzfelbinger und 
Döpfner ihre Forderung mit der Fest
stellung, daß oft gerade Partner in 
solchen Ehen „besonders schwer an 
der fortbestehenden Kirchentrennung 
tragen" und daher von beiden Kirchen 
Hilfe erwarteten. 
Eindringlich warnen Dietzfelbinger und 
Döpfner in ihrem gemeinsamen Wort 
vor einem „schwärmerischen Ökume
nismus". Zwar sei die gegenwärtige 
Situation gekennzeichnet durch ein 
wachsendes Verlangen nach ökume
nischer Zusammenarbeit in den Ge
meinden; die Möglichkeiten zu einer 
solchen Zusammenarbeit werden je
doch nach Auffassung der beiden 
Kirchen durch eine Haltung gefährdet, 
die die vorhandenen Unterschiede zu 
überspielen versuche und auf eine 
„Dri t te Konfession" hin tendiere. 
Die Zusammenarbeit in der Seelsorge 
an konfessionsverschiedenen Ehen 
wol len beide Kirchen gefördert sehen. 
Eine solche Zusammenarbeit setze 
voraus, daß jeder Seelsorger das Ge
wissen der beiden Ehepartner respek
tiere und daß jeder den Geistlichen 
der anderen Kirche in seiner Bindung 
an die Lehre und die Praxis seiner 
Kirche achte. 

Als Voraussetzung für eine gemein
same Seelsorge sehen die beiden 

Kirchen vor allem das Gespräch 
zwischen den evangelischen und ka
tholischen Geistlichen eines Bezirkes 
an. Hierbei müsse klargestellt werden, 
„daß die gemeinsame Teilnahme am 
Abendmahl oder der Eucharistie nicht 
der geeignete W e g " sei, um die Kluft 
der Konfessionsverschiedenheit zu 
überbrücken. 
Als erstrebenswert bezeichnen Dietz
felbinger und Döpfner eine Form der 
Zusammenarbeit in der Seelsorge, die 
von beiden Seiten uneingeschränkt 
bejaht werden könne. Eine Möglich
keit zu solchem gemeinsamen Han
deln kann nach ihrer Ansicht in Ge
sprächskreisen mit den konfessions
verschiedenen Paaren an einem Ort 
liegen, die von beiden Seelsorgern 
veranstaltet werden. Hierbei könnten 
dann gemeinsam Fragen des religi
ösen Lebens besprochen werden. 
Weitergehende konkrete Vorschläge 
zu dieser Grundsatzerklärung des 
Ratsvorsitzenden der EKD und des 
Vorsitzenden der Deutschen Bischofs
konferenz sollen in Kürze durch eine 
von beiden Kirchen eingesetzte Kom
mission erarbeitet werden. 
Die bekenntnisgleiche Ehe wird in der 
Stellungnahme als „besonders trag
fähiges Fundament" bezeichnet. Es 
lasse sich jedoch nicht übersehen, 
daß die Zahl der konfessionsver
schiedenen Ehen in den letzten Jah
ren stark zugenommen habe. Die ka
tholische Kirche habe hier durch die 
am 1. Oktober 1970 in Kraft getrete
nen Bestimmungen für die konfessi
onsverschiedenen Ehen seelsorgliche 
Hilfen geboten. Der Rat der EKD 
habe diese Änderungen des katho
lischen Mischehenrechtes begrüßt und 
seinerseits seine Gliedkirchen gebe
ten, alle Regelungen aufzuheben, die 
einen evangelischen Christen, der 
sich katholisch trauen läßt und einer 
katholischen Kindererziehung zu
stimmt, benachteiligen. 

Fortsetzung Schwarzes Brett 

ökumenisch bedeutsamen Konstitu
tion „übe r die Offenbarung" und zum 
„ökumenischen Direktor ium" hervor. 
Innerhalb der ökumenischen Bewe
gung genoß Bundesbruder Stake
meier einen hervorragenden Ruf, der 
sich besonders auf seine konsequente 
Katholizität, aber auch auf seine öku
menische Weitsicht stützte. 
In den Jahren seiner Lehrtätigkeit 
war Professor Stakemeier ein groß
artiger Erzieher. Mehr als zwei Drittel 
des gegenwärtigen Klerus des Erz
bistums Paderborn waren seine Hörer. 
Aber neben allem war Bundesbruder 
Stakemeier ein frommer Priester, der 
zeit seines Lebens sein off icium sa-
cerdotale nie vergaß und sehr wohl 
zwischen den berechtigten Forderun
gen des Glaubens und den ebenso 
fundierten Verpfl ichtungen der Wis
senschaft zu unterscheiden wußte. Er 
war Beispiel für eine Reihe von jün
geren theologischen Lehrern und vä
terlicher Freund seiner Doktoranden. 
Am 4. Januar 1971 fand die Beiset
zung Bbr. Prof. Dr. Dr. Eduard Stake
meiers in seiner Heimatstadt Mesche-
de statt. Kollegen aller Universitäten, 
Bundesbrüder und Freunde aus dem 
In- und Ausland gaben ihm das letzte 
Geleit. Vor der Überführung hatten in 
der Paderborner Universitätskirche 
die feierlichen Exequien unter Assi
stenz von Bbr Lorenz Kardinal Jaeger 
stattgefunden, die der Rektor Magni-
ficus Prof. Dr. Josef Ernst celebrierte. 
Der Zelebrant würdigte in seiner Ho-
milie Stakemeier als einen ökume-
niker der ersten Stunde. Allem Radi
kalismus fern, habe der verehrte Ver
storbene gesundes Traditionsbewußt
sein und fortschrittl iches Denken zu 
einer glücklichen Synthese zu ver
binden gewußt. 

Der Unitas-Verband verlor in Bundes
bruder Stakemeier einen langjährigen 
Freund und einen sich aus den Prin
zipien heraus orientierenden Men
schen, der immer zu helfen wußte, 
wenn es nötig war, und der immer den 
Bundesbrüdern mit Rat und Tat zur 
Verfügung stand. 

- t t -
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LllTflS 
HIER SPRICHT DER VORORT 

Studenten helfen Pakistan 

Man hört heute vielerlei von unseren 
Hochschulen und von unseren Stu
denten. Für viele Mitbürger ist es oft 
mehr oder weniger schockierend. Nun 
kommt von Studenten der Pädago
gischen Hochschule Vechta ein Bericht 
über eine „Akt ion Pakistan": Die Mit
glieder des Katholischen Studenten
vereins „Unitas-Ravensberg" schritten 
zur Tat, als die Meldungen von der 
großen Flutkatastrophe kamen, der in 
Pakistan Zehntausende von Menschen 
zum Opfer f ielen; — Hunderttausende 
sind von Hunger und Seuchen bedroht, 
wenn nicht sofort und kräft ig gehol
fen wird. 

Die Mitgl ieder der Unitas-Ravensberg 
— es sind kaum mehr als ein Dutzend 
— richteten als erstes ein Konto bei 
der Vechtaer Zweigstel le der Landes
sparkasse ein unter der Nummer 
70-11 25 52 und dem Stichwort „Paki
s tan" ; zugleich wurde dazu aufgeru
fen, auf dieses Konto Spenden für 
die Opfer der Katastrophe einzuzah
len. Bisher sind 220,— D M einge
troffen . . . 

Als nächstes plante man eine Tom
bola: Dafür mußten zunächst die Preise 
beschafft werden. Vechtaer Geschäfts
leute waren großzügig und von dem 
Elan der Studenten angetan: sie stifte
ten an die 200 Sachpreise und 265,— 
DM in bar. 

Am 24. November konnte dann an 
einem Nachmittag die Versteigerung 
in der Hochschule beginnen. Profes
soren und Studenten beteil igten sich 
zahlreich am Kauf der Lose. Binnen 
drei Stunden war alles abgesetzt. 

„Mit einem Federstrich'' 
Weihbischof Kindermann warnt vor Legalisierung der Vertreibung 

Durch die Anerkennung der Oder-
Neiße-Linie ist nach den Worten des 
Hildesheimer Weihbischofs Adolf Kin
dermann die Vertreibung einseitig 
„ legal isiert" worden. In der Januar-
Ausgabe des „Informationsdienstes 
West-Ost" ( IWO) schreibt Kinder
mann wört l ich: „Die normative Kraft 
der Fakten hat sich durchgesetzt. Der 
Kommunismus hat seine Ziele er
reicht. Unsere Heimat wurde mit ei
nem Federstrich abgeschrieben." 
Kindermann erinnert in diesem Zu
sammenhang an ein Wort Pius XII. 
aus dem Jahre 1946, in dem der Papst 
das Recht eines jeden Menschen auf 
seine angestammte Heimat betont 
hatte. Die Vertreibung habe der Papst 
als Unrecht und „ein in der Geschich
te Europas beispielloses Vorgehen" 
bezeichnet. Wört l ich habe Pius XII. 
gesagt: „Wi r wünschen und hoffen, 
es möchten alle Beteil igten zu ruhiger 
Einsicht kommen und das Geschehene 
rückgängig machen, soweit es sich 
noch rückgängig machen läßt!" 
Hieran hätten die Priester und ver
antwortl ichen Laien der Vertr iebenen 
schon in ihren ersten Zusammenkünf
ten nach dem Krieg angeknüpft, 
schreibt Kindermann, und die Not
wendigkeit betont, aufeinander zu
zugehen „und durch freie Vereinba
rung miteinander e in ig" zu werden. 

Als Ergebnis konnte ein Betrag von 
915,— DM verbucht werden. Zählt 
man alles zusammen, so kommen 
1 460,— DM beisammen — das also 
war die „Aktion Pakistan''l 

Übrigens: Das Konto „PAKISTAN" 
bei der LzO in Vechta besteht auch 
jetzt noch: Sollte man nicht überlegen, 
auch jetzt noch eine Überweisung vor
zunehmen? Kontonummer: LzOVechta, 
Konto-Nr. 70-11 25 52. 

Eine solche „echte Aussöhnung" wer
de von allen gewünscht Ein einseitig 
gesprochenes Machtwort führe aber 
nicht zu einer echten Versöhnung, 
sondern lasse befürchten, daß die 
Vertreibung als politisches Mittel 
Schule machen werde. 
Skeptisch äußert sich Kindermann 
über die „menschlichen Erleichterun
gen" , von denen man spreche. Es sei 
keine Rede davon, daß den im Osten 
verbliebenen Deutschen „auch nur 
die primitivsten Menschenrechte", wie 
die Erziehung in der Muttersprache, 
zugestanden würden. 
Die Vertreibung als Verletzung der 
Menschenrechte stehe weiter im Raum 
und „wartet auf eine lösende Ant
wor t " . Kein Gewaltdiktat, betont Kin
dermann abschließend, sondern „nur 
eine brüderliche freie Vereinbarung 
zwischen den betroffenen Völkern 
kann eine echte Versöhnung brin
gen." 

Wichtigere Themen 

Beim Ökumenischen Pfingsttreffen 
1971 in Augsburg soll die Frage der 
Interkommunion als Tagungsthema zu
rückgestellt, keinesfalls aber eine 
praktizierte Interkommunion im Rah
men des offiziellen Treffens genehmigt 
werden. Das forderten die Vorsitzen
den der Evangelischen und Katholi
schen Männerwerke Nürnberg in 
einem gemeinsamen Schreiben an den 
Evangelischen Kirchentag und das 
Zentralkomitee der deutschen Katho
liken. Weder die Erörterung noch die 
Praktizierung der Interkommunion sei
en vordringlich, so heißt es in dem 
Schreiben. Wichtiger sei ein gemein
sames Handeln der Kirche für Gerech
tigkeit und Frieden auf der Grundlage 
einer Theologie der Liebe und der 
Hoffnung. 
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Gemeinsamer Entwurf möglich 
Die Vorstellungen der Union zum Hochschulrahmengesetz 

Mitte Januar hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ihren Entwurf für ein Hoch
schulrahmengesetz abschließend beraten und einstimmig verabschiedet. Damit 
liegen für diese so entscheidend wichtige Materie zwei Entwürfe vor. Die C D U / 
CSU versteht ihren Entwurf weniger als einen Alternativentwurf denn als Er
gänzungsentwurf, in dem sie versucht, die nach ihrer Ansicht im Entwurf der 
Bundesregierung nicht oder nur unzureichend behandelten Probleme ausführ
licher zu regeln. 

Obwohl beide Entwürfe in einzelnen 
Punkten voneinander — nicht uner
heblich — divergieren, sind sie in 
ihrer Grundkonzeption doch nicht so 
weit voneinander entfernt, als daß 
hier nicht im Verlauf der Diskussio
nen im zuständigen Ausschuß des 
Bundestages ein Entwurf herauskom
men könnte, der von allen Parteien 
gemeinsam getragen werden kann. 
Den Beratungen im Ausschuß wird 
man sicher mit großem Interesse ent
gegensehen können. 
Wegen der großen Bedeutung, die das 
Hochschulrahmengesetz für die Zu
kunft und die Funktionsfähigkeit un
serer Hochschulen hat, veröffentlicht 
die UNITAS in dieser Ausgabe die 
allgemeine Begründung des C D U / 
CSU-Entwurfs. Hieraus geht u. a. her
vor, was die Opposit ion dazu bewo
gen hat, einen eigenen Gesetzentwurf 
einzubringen. 

Begründung 
Entwurfs 

des CDU/CSU-

1. Die Hochschulgesetzgebung in den 
einzelnen Bundesländern hat in 
den letzten Jahren zunehmend 
auch in zentralen Fragen des Hoch
schulwesens zu unterschiedlichen 
Regelungen geführt. Diese Ent
wicklung war primär eine Folge des 
Bruchs mit der tradit ionellen Hoch
schulstruktur, dem kein in sich ge
schlossenes und allgemein aner
kanntes Reformkonzept gegen
überstand. 

In dieser Situation sah es der 
Bundesgesetzgeber als notwendig 
an, im Zuge der Finanzverfassungs
reform im Jahre 1969 insbesondere 
eine Kompetenz des Bundes für 
Rahmenvorschriften über die all
gemeinen Grundsätze des Hoch
schulwesens (Artikel 75 Abs. 1 
Nr, 1a GG) zu schaffen. Er wollte 
damit vermeiden, daß die mit Ar
tikel 91a GG eröffneten Möglich
keiten zu gemeinsamer Planung 
und Finanzierung von Bund und 
Ländern beim Hochschulbau durch 
eine fortschreitende Auseinander
entwicklung in den mehr struktu
rellen Fragen des Hochschulwe
sens nicht voll wirksam werden. 
Es erscheint deshalb dringend ge
boten, in weiterer Ausschöpfung 
der jetzt bestehenden Bundeszu
ständigkeiten die Vorschriften über 
die Gemeinschaftsaufgabe Hoch
schulbau durch bundeseinheitliche 
Rahmenbestimmungen zu ergänzen. 

2. Die Notwendigkeit zur Rahmen
gesetzgebung folgt vor allem auch 
aus der Tatsache, daß das Hoch
schulwesen immer stärker in den 
Zusammenhang mit der allgemei
nen gesellschaftlichen Entwicklung 
tritt. Neben der Hochschulplanung 
sind die Fragen der Forschung an 
den Hochschulen und der Aus
bildung der Studenten stärker als 
früher Anliegen, die sich nicht nur 
auf einzelne Länder des Bundes
gebietes beschränken, sondern in 
ihrer Interdependenz das gesamte 
Gebiet der Bundesrepublik und die 
gesamte Bevölkerung betreffen. 

Auch vom Standpunkt der Länder 
aus ist eine Auseinanderentwick
lung des Hochschulrechts nicht 
vertretbar. Mithin erscheint ein 
Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
Regelung des Hochschulwesens 
mindestens zur Wahrung der Ein
heitlichkeit der Lebensverhältnisse 
unabdingbar. 

I I . 
Die Grundgesetzänderungen des Jah
res 1969 erfolgten in einer Situation, 
in der das Bemühen um Hochschul
reform hinter zum Teil chaotischen 
Auseinandersetzungen zwischen den 
Mitgl iedern der Hochschule zurück
getreten war. Damit war der Bruch 
mit der traditionellen Hochschulstruk
tur auch für die Öffentl ichkeit deutlich 
geworden, für die die Probleme der 
Hochschulen zum ersten Mal tages
politische Aktualität erhielten. Für 
diese Lage und die sich daran an
schließende Entwicklung gibt es un
terschiedliche Ursachen und auslö
sende Momente. 

1. Die vorgegebene Struktur des 
Lehrkörpers war ungeeignet, in der 
Massenuniversität einen leistungs
fähigen Studienbetrieb aufrecht
zuerhalten. Reformvorschläge, die 
nicht grundsätzlich von dieser 
Struktur abwichen, erwiesen sich 
als unzulänglich. 

2. In engem Zusammenhang mit der 
Krise der Lehrkörperstruktur steht 
das vielfältige Scheitern der Be
mühungen um eine sachgerechte 
Studienreform. Der Student sieht 
sich vielfach einer Organisation 
des Studiums gegenüber, durch die 
weder die Wissenschaftlichkeit 
seiner Ausbildung noch ein zeitlich 
und inhaltlich überschaubarer Stu
dienverlauf gewährleistet sind. In 
vielen Lehrveranstaltungen wird 
keine methodisch und didaktisch 
effiziente Ausbildung geboten; zu
gleich läßt in vielen Disziplinen der 
angebotene Lehrstoff Dberschau-
barkeit und Bezug zum Ausbil
dunsziel vermissen. 

3. Die überkommenen Formen der 
Hochschulverwaltung sind den An
forderungen der modernen Mas-
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senhochschule mit oftmals nach 
Zehniausenden zählenden Mitglie
dern und mit Etats, die den Ver
gleich mit industriellen Großunter
nehmen naheliegen, nicht mehr ge
wachsen. Das Organisationsprinzip 
der traditionellen akademischen 
Selbstverwaltung überlastete die 
ohnehin zu geringe Zahl der vor
handenen Hochschullehrer zusätz
lich mit vielfältigen Verwaltungs
aufgaben und verhinderte den Auf
bau eines modernen Hochschul
managements. 

4. Diese Mängel haben dazu beige
tragen, daß die in den letzten Jah
ren in Gesellschaft und Staat sicht
bar gewordene Autoritätskrise im 
Bereich der Hochschulen ihren 
Höhepunkt erreichte. Die Tatsache, 
daß es bisher nicht gelungen ist, 
die quantitativen und strukturellen 
Probleme im Hochschulbereich in 
den Griff zu bekommen, forcierte 
eine Organisations- und Demo
kratisierungseuphorie, die einseitig 
auf die Ablösung aller bisherigen 
Strukturen gerichtet ist, ohne ein 
sachgerechtes Modell für eine sinn
volle Hochschulreform anbieten zu 
können. 

5. Neben derartigen „Demokratisie
rungsbestrebungen", die die Hoch
schulen als ein Kampffeld für Grup
penegoismen mißverstehen, ist bei 
vielen Hochschulmitgliedern ein 
übersteigertes Autonomieverständ
nis zu beobachten, das sich vor 
allem in einem Mißtrauen gegen
über jeglicher staatlicher Organi
sationsgewalt äußert. Unter dem 
Vorzeichen meist sozialistischer 
Ideologie wurde hier ein Verständ
nis von Autonomie und Selbstver
waltung deutlich, das in einer 
für ein modernes demokratisches 
Staatswesen anachronistischen 
Weise den dem Konstitutionalis
mus des 19. Jahrhunderts eigenen 
Gegensatz zwischen Selbstverwal
tung und Staat aktualisiert. 

III. 
Einem Hochschulwesen, in dem alles 
in Fluß geraten ist. ist mit einer for
malen Vereinheitl ichung seiner Orga

nisationsformen nicht geholfen. Daher 
zielt der Entwurf der CDU/CSU- Bun-
destagsfraktion für ein Hochschul
rahmengesetz darauf ab, politische 
Orientierungsdaten für eine Neuord
nung des Hochschulwesens zu setzen, 
um so eine wissenschaftsgerechte 
Konsolidierung im gesamten Hoch
schulbereich einzuleiten. Daher inte
griert der Entwurf die Reformvorstel
lungen, die das Stadium der Realisier
barkeit erreicht haben; für noch nicht 
ausdiskutierte Reformansätze bleibt 
er offen. 

IV. 
Ziel des Gesetzentwurfs der C D U / 
CSU-Fraktion ist es, 
• die Hochschule in Forschung, Lehre 

und Studium durch die Reform des 
Lehrkörpers und des Studiums 
funktionsfähig zu machen; 

• die Verbindung von Forschung und 
Lehre zu erhalten bzw. wiederher
zustellen; 

• die Freiheit von Forschung und 
Lehre und die Freiheit des Lernens 
formell zu sichern; 

• die gemeinsame Verantwortung 
von Hochschule und Staat für die 
Funktionsfähigkeit der Hochschu
len und insbesondere für eine 
sachgerechte wissenschaftl iche 
Ausbi ldung über die Rechtsaufsicht 
des Staates hinaus zu konkreti
sieren. 

Daher hat der Gesetzentwurf der 
CDU/CSU-Bundestagsfrakt ion folgen
de inhaltlichen Schwerpunkte; 
1. Weitgehende und differenzierte 

Vorschriften sieht der Entwurf für 
die Reform des Studiums vor. 

2. Bei der Neuordnung des Lehr
körpers folgt die CDU/CSU dem 
allgemeinen Konsens, der in die
sen Fragen inzwischen erreicht 
werden konnte und dessen Ziel 
die notwendige quantitative Aus
weitung bei unverminderter wis
senschaftlicher Qualität ist. Zu
gleich wird eine Ablösung sach
fremder Abhängigkeiten durch eine 
Struktur angestrebt, die sich an 
funktionalen Kriterien orientiert. 

3. Nach Auffassung der CDU/CSU-
Fraktion kann eine effiziente Hoch

schulreform nur gelingen, wenn 
Hochschulen und Staat sich zu ge
meinsamer Verantwortung für die 
Funktionsfähigkeit von Forschung, 
Lehre und Studium zusammenfin
den und wenn an der Verantwor
tung innerhalb der Hochschule alle 
Mitgl iedsgruppen beteiligt werden. 
Eine sachgerechte Wissenschafts
verwaltung setzt voraus, daß alle 
Bestrebungen unterbunden werden, 
den Hochschulen die Funktion einer 
ideologischen Schulungsstätte oder 
einer politischen Kaderschmiede 
zur Revolutionierung der Gesell
schaft zuzuweisen. Daher entschei
det sich der CDU/CSU-Entwurf 
für eine funktionsgerechte und 
qualitativ differenzierte Mitwirkung 
der Hochschulmitglieder und ihrer 
Gruppen. 

4. Im Sinne der gemeinsamen Ver
antwortung von Hochschule und 
Staat ist eine moderne Hochschul
verwaltung zu konzipieren. Daher 
werden Wissenschaftsverwaltung 
und die Wahrnehmung übertrage
ner Aufgaben zu einer Einheits
verwaltung zusammengefaßt, der 
gewählte Organe der Hochschule 
vorstehen und deren Verwaltungs
aufgaben von einem hauptberuf
lichen Verwaltungsstab wahrge
nommen werden. Die Verantwor
tung des Staates in der Wirt
schafts- und Personalverwaltung 
der Hochschule wird in dem Maße 
betont, wie es angesichts des Um-
fangs der aufzuwendenden Mittel 
und der gesellschaftlichen Bedeu
tung der wahrgenommenen Aufga
ben nach demokratischen Grund
sätzen parlamentarischer Kontrolle 
erforderlich ist. 

5. Ansehen und Funktionsfähigkeit 
der Hochschulen werden von Um
fang und Qualität der in ihnen be
triebenen Forschung bestimmt. Der 
CDU/CSU-Entwurf schafft daher 
einen differenzierten Rahmen für 
die Forschung auf fachlicher Ebene, 
die fachübergreifende Forschung 
und die Zusammenarbeit zwischen 
der Forschung in den Hochschulen 
und in den hochschulfreien In
stituten. aKd 
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Sozialer Katholizismus 
Ein bemerkenswerter kulturhistorischer Beitrag 

Man weiß in Europa relativ wenig 
über den sozialen Katholizismus in 
den USA, d. h. — um mit den Worten 
des Verfassers zu sprechen — über 
das gedankliche sowie handelnde Be
mühen der Kirche bzw. des Katholi
zismus um die Lösung sozialer Fra
gen. Diese Lücke schließt Bundes
bruder Franz H. Mueller mit seiner 

Arbeit „Kirche und Industriealisie-
rung — Sozialer Katholizismus in den 
Vereinigten Staaten und in Deutsch
land bis zu Pius XU". (Verlag A. 
Fromm, Osnabrück, Taschenbuch 
„Zeitnahes Christentum", Band 60, 
1971, DM 8,80). 
Der als Einleitung bezeichnte Teil 
rechtfertigt die Überschrift „Kirche 
und Industrial isierung", der Hauptteil 
dagegen befaßt sich mit dem sozialen 
Katholizismus in den USA und in 
Deutschland und läßt den ehemaligen 
Sombart-Schüler erkennen. Die Arbeit 
ist insofern als synoptisch zu bezeich
nen, als sie die Entwicklung des „So
zialkatholizismus" auf dem Hinter
grunde des Früh-, Hoch- und Spät

kapitalismus untersucht und mit den 
sozialen Gedanken im frühen ameri
kanischen Katholizismus vergleicht. 
Sie stellt uns amerikanische soziale 
Führungsgestallten wie John A. Ryan 
(1869-1945) und Frederick P. Kenkel 
(1863-1952) vor und macht uns mit 
dem ähnlichen Gedankengut der bei
den Unitarier Heinrich Pesch SJ (1854 
-1936) und Franz Hitze (1851-1921) 
bekannt, dessen Biographie Müller 
auf Empfehlung von Romano Guardini 
in „Franz Hitze und sein Werk" , Ham
burg 1928 schrieb. 
Der Verfasser hat das Buch dem Ge
denken von Theodor Brauer, Gustav 
Gundlach, Paul Jostock, Benedikt 
Schmittmann, Eberhard Welty gewid
met. Alle diese Namen bezeugen, 
wessen Geist diese Arbeit atmet. 
Entstanden aus seinem Beitrag im 
Sammelband „The Challenge of Mater 
et Magistra", Herder & Herder, New 
York, will das Werk eine vergleichen
de Untersuchung zwischen dem kon
servativen Sozialkatholizismus Ken-
kels und dem liberalen Ryans sein, 
weist aber gleichzeitig auf die Ähn
lichkeiten mit dem deutschen Sozial
katholizismus Hitzes hin. Müller sieht 
die soziale Frage nicht bloß als Phase 
in einer Geschichte sich wiederholen
der sozialer Probleme und Konfl ikte, 
sondern in der Entstehung der bürger
lichen (Klassen) Gesellschaft. 
Des öfteren hat man der Kirche den 
Vorwurf gemacht, daß sie sich nach 
den Veröffentl ichungen von Adam 
Smiths „The Wealth of Nations" 
(1776), von Malthus' Thesen über die 
Bevölkerungsentwicklung (1789) und 
von Karl Marx' „Das Kapital" (1867) 
nicht in die öffentliche Diskussion ein
geschaltet habe. Müller entkräftet die
se voreil ige und verallgemeinernde 
Behauptung unter Hinweis auf die ka
tholisch-soziale Aktion in den USA, 
in Deutschland, Frankreich, Öster
reich, der Schweiz, Belgien, Holland, 

Italien und anderen Ländern. Er führt 
den Nachweis, daß die Kirche an der 
sozialen Frage ein tiefes und ur
sprüngliches Interesse bewiesen hat. 
Es waren nach seiner Meinung kei
neswegs nur die Asozialisten, Marxi
sten, Genossenschaftler, Antiklassiker 
usw., die von dem unbeschränkten 
wirtschaftlichen Individualismus ab
rückten und den liberalen Kapitalis
mus angriffen. In allen Industrielän
dern brachten in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts Katholiken ihr 
Mißtrauen gegenüber der neuen Wirt
schaftsphilosophie zum Ausdruck und 
machten das herrschende Wirtschafts
system verantwortl ich für die Übel, die 
vom Industriekapitalismus ausgingen. 
Müller weist auf die Bedeutung der 
Arbeiterenzyklika „Rerum novarum" 
sowie auf die verschiedenen Schulen 
und deren europäische Pioniere hin, 
die die Mittel aufsuchen und erproben 
wollten, durch die das Los der Lohn
arbeiter ohne Verletzung sittlicher 
Prinzipien verbessert werden könne. 
Diese Arbeit sollte zur weiteren For
schung nicht nur in Ländern der so
zialen oder der freien Marktwirtschaft, 
sondern auch in sozialistischen Län
dern anregen, denn beide wol len eine 
optimale Güterversorgung und eine 
Erhöhung der Einkommen der Arbei
tenden erreichen. In beiden Lagern 
wird es immer Fehlplanungen und 
Fehlschätzungen der Bedürfnisse der 
Menschen geben, jedoch mit dem Un
terschiede, daß Fehler bei zentraler 
Planung in ihren Auswirkungen auf 
Wirtschaftszweige oder auf Versor
gung der Bevölkerung Dimensionen 
annehmen, für die die gesamte Be
völkerung büßen muß, während Feh
ler in der Marktwirtschaft lediglich die 
Existenz des einzelnen Betriebes be
drohen. 

Anmerkung zur Person: 
Dr. Franz H. Müller, Professor 
emer. of Economics, 2110 Welles-
ley Ave., Saint Paul, Minn. 55105, 
früher Assistent von Briefs und 
Brauer, 1936-1940 St. Louis Univer-
sity, 1940-1968 St. Thomas College, 
1957/58 Fullbright Professor in 
Wien. 
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über Pressearbeit uneins 
Auch hier Differenzen im Hochschulbereich 

Die Arbeit der Pressestellen stand im 
Mittelpunkt eines Gesprächs, zu dem 
die Hochschulgesellschaft e. V. für die 
Erneuerung der deutschen Universität 
(Heidelberg) nach Frankfurt eingela
den hatte. Anlaß des Gesprächs war 
das Erscheinen einer Arbeit von Klaus 
Peter Möller ( „D ie Pressestellen der 
deutschen Hochschulen", Schriften
reihe der Hochschulgesellschaft). Der 
Band bietet in seinem Hauptteil eine 
umfassende Bestandsaufnahme der 
Öffentl ichkeitsarbeit von 39 Hoch
schulen, der jeweil igen personellen 
und materiellen Ausstattungen der 
Pressestellen und ihrer Aufgaben wie 
der jeweil igen Situation, der gegen-
w ä ü g e n Aufgaben und zukünftigen 
Pläne. 

Der Bestandsaufnahme vorangestellt 
ist der Versuch einer theoretischen 
Bestimmung der „Universitäts- und 
Öffentl ichkeitsarbeit in einer demo
kratischen Gesellschaft". Die Hoch
schulgesellschaft formuliert im Vor
wort des Bandes ihren Eindruck, die 
Pressestellen partizipierten nicht nur 
an der allgemeinen Reformbedürft ig
keit der Institution, die sie zu ver
treten haben, sondern seien auch 
selbst, vor und neben aller sonstigen 
Veränderung im eigenen Haus, reform
bedürft ig. 

Klaus-Peter Möller kommt in seiner 
Theorie zu der Feststellung, die bis
herige Zurückhaltung der „Ordinar ien-
Universität" gegenüber der Presse sei 
nicht einfach Unbeholfenheit gewesen, 
sondern müsse als Teil traditioneller 
public relations-Strategien angesehen 
werden. Die Öffentl ichkeitsarbeit der 
Universitäten müßte sich an einem 
neuen Selbstverständnis der Universi
tät in der demokratischen Gesellschaft 
orientieren. Der Universität komme — 
gemeinsam mit der Presse — eine 
kritische Funktion gegenüber privaten 
und staatlichen Machtgruppen zu; zu 
fordern sei ferner eine Reflexion über 

die Verwertungszusammenhänge der 
eigenen Produktion an Forschungs
ergebnissen und an technischem 
Wissen. 
Möller versteht die Pressestellen als 
Interessenvertretung. Diese Funktion 
sei legitim, solange sie zugegeben 
werde und solange sie nicht gleich
zeitig mit einem Informationsmonopol 
verbunden sei. „Die Einrichtung und 
der Ausbau von Pressestellen können 
als solche nicht als Reformmaßnahmen 
im Sinne einer Demokratisierung der 
Universität in Anspruch genommen 
werden, denn der Anspruch der Öffent
lichkeit auf objektive Information wird 
durch Pressestellen nicht erfüllt." 
Damit wird eine Position bezogen, die 
— wie das Gespräch in Frankfurt 
zeigte — von den Leitern der Presse
stellen nicht widerspruchslos geteilt 
wird. So stieß die Praxis der Beriiner 
Freien Universität auf entschiedene 
Bedenken: dort wird die Informations
arbeit erklärtermaßen als Teil der 
hochschulpolitischen Arbeit des Präsi
denten bewertet; es stehen beträcht
liche Mittel zur Verfügung, der vorge
sehene Etat kann unbedenklich über
zogen werden — die Pressestelle 
wird bewußt als allein dem Präsiden
ten und seinen Intentionen dienendes 
Publikationsinstrument begriffen, das 
zwar nicht manipuliere, auch keine 
Nachrichten unterdrücke, aber eben 
in vorgegebener Absicht informiere 
und kommentiere. 

Vertreter anderer Pressestellen spra
chen sich dagegen für eine unbedingte 
Unabhängigkeit aus und waren bereit, 
notfalls eine weniger enge organisa
torische Bindung an das Rektorat und 
damit zugleich eine weniger einge
hende Kenntnis aller Interna hinzu
nehmen, um andererseits glaubwürdig 
für alle Gruppen der Korporation ar
beiten zu können. Die Problematik der 
Zusammenarbeit mit den einzelnen 
Mitgl iedern der Hochschulen und den 

entsprechenden Organen wurde deut
lich angesprochen: der persönliche 
Kontakt ermöglicht zwar vieles, ist 
aber an die Person gebunden und so
mit in der Mehrzahl der Fälle befristet. 
Für die Institutionalisierung dieser 
Kontakte zeigt sich vorerst keine 
Formel. 
Absolute Übereinstimmung besteht in 
der Forderung nach besserer Dotie
rung der Pressestellen. Als Richtsatz 
schlägt die Hochschulgesellschaft etwa 
ein Prozent des gesamten Hochschul
etats und damit eine Größenordnung 
von 200 000 DM bei größeren Hoch
schulen vor; Etats unter 100 000 D M 
dürften nur „eine"', wie es heißt, „d i 
lettantische Öffentlichkeitsarbeit"" zu
lassen. Aber auch darüber, daß die 
gegenwärtige unbefriedigende Situ
ation nicht allein mit Geld und Plan
stellen zu bewältigen ist, bestand kein 
Zweifel . Erst die Bereitschaft der 
Hochschulen, diesem Bereich ihrer 
Verpfl ichtungen einen angemessenen 
Rang zuzuerkennen, dürfte den Weg 
zu effektiven Verbesserungen frei
machen. Dazu wird es nötig sein, Auf
gaben und Funktionen der Presse
stellen präziser und allgemeinverbind
licher zu definieren als dies in der 
vorgelegten Studie der Fall ist. 

akd 

Hier spricht der 

Zentrale Hausbauverein 

Der Zentrale Hausbauverein Unitas 
e. V., über dessen erfolgreiches 
Wirken die UNITAS wiederholt be
richtet hat, teilt hiermit allen In
teressierten noch einmal seine 
Konten mit. Sie lauten: 

Postscheckkonto Nürnberg 165 20 
Bay. Hypotheken- und Wechsel
bank, Filiale Fürth/Bayern, Nr. 8330 
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Kirche in der Glaubensl(rise 
Rückblick auf die Auswirkungen des Zweiten Vatikanischen Konzils 

Von Kardinal Jaeger, Erzbischof von Paderborn 

Als wir im Dezember vor fünf Jahren 
nach Abschluß der letzten Konzils
periode Rom verließen und in unsere 
Heimatdiözesen zurückkehrten, taten 
wir es mit dem Bewußtsein, Zeugen 
eines einzigartigen Schauspiels von 
Einheit und Einheitlichkeit unserer 
Kirche gewesen zu sein. Das Konzil 
war in der Tat trotz gelegentlicher 
Spannungen, die nur zu verständlich 
sind, von einer geradezu bewunderns
werten Einmütigkeit. Wi r kehrten in 
den Alltag unserer Bistümer zurück, 
um an der Realisierung des kollegial
gemeinsam Beschlossenen zu arbei
ten. Doch dann mußten wir erleben, 
daß unsere Kirche ganz unerwartet in 
einen Krisenzustand geriet, wie wir 
ihn in der Neuzeit so noch nicht erlebt 
haben. 

a) Wir gerieten — sagen wir es be
helfsmäßig — ins Abgleiten. Der Pro
zeß ist noch nicht abgeschlossen. Auf 
vielen Gebieten des kirchlichen Le
bens zeigte sich schon bald rein 
äußerlich ein Rückgang des kirchlichen 
Lebens; unverkennbar war und ist das 
Erlahmen des religiösen Eifers. Doch 
sind das nur einige Voranzeichen 
eines Kulturwandels. Immer deutlicher 
wurde von manchen Gläubigen und 
Priestern der Anspruch erhoben, mit
zubestimmen, wo bisher eine Mitwir
kung unbekannt war. Viele berechtigte 
Anliegen, vom Konzil selbst inaugu
riert, machten sich geltend. Dasrwischen 
hinein mischten sich andere Forderun
gen mit ungehemmter Dynamik im 
Namen einer nicht näher erklärten 
„Demokrat isierung der Kirche". 
Nun wird jeder, der die in der Kon
stitution „Lumen gentium" ausge
sprochene organische Verbindung von 
Mysterium und gesellschaftlicher 
Struktur beachtet, einen zugunsten 

des Soziologismus einseitig soziolo
gisch interpretierten Bedriff „Demo
kratisierung der Kirche" für fatal hal
ten. Er tr ifft nicht die Einzigartigkeit der 
Kirche. Was damit gefordert wird, vor 
allem der gelegentlich repressive Ton, 
wie es gefordert wird, das ist schwer
lich annehmbar. Die damit verbundene 
Gedankenbewegung verfremdet die 
Kirche in einer Weise, die das Gefüge 
ihrer Identität gefährdet, 
b) Doch wir stehen immer noch bei 
den Voranzeichen einer totalen Struk
turkrise. Wir müssen den Mut haben, 
in unserer Situationsanalyse noch 
tiefer zu steigen. Das eigentlich und 
wirkl ich Leidvolle unserer Gegenwart 
ist, wie es auch auf dem Katholiken
tag in Trier zur Aussprache kam, die 
Glaubenskrise. Bei aller Skepsis, die 
wir gegenüber einer Enquete „Got t in 
Hol land", gegenüber „Spiegel" — 
oder „Stern"-Reports haben, kennen 
wir auch unabhängig davon die gei
stige Situation der Gegenwart. 
Es ist ein Schwächeanfall von Glau
bensunlust, wie sie nicht leicht zu de
finieren ist, weil ihre Ursprünge kom
plex sind, eine erschreckende Diffe
renz zwischen dem Glauben der Kirche 
und der Glaubensüberzeugung man
cher katholischen Christen. Man hat 
von einer „nur partiellen Identifi
kat ion" vieler Christen mit der Lehre 
ihrer Kirche gesprochen. Die schlichte 
Selbstverständlichkeit, mit der früher 
die Lehre der Kirche hingenommen 
wurde, ist bei vielen dahin. Die „un
gebrochene Gläubigkeit" bei manchen 
erwies sich als Trug. 
Zunächst begegnet man kritischen 
Äußerungen gegenüber Lehren, die in 
der „Hierarchie der Wahrheiten" nicht 
gerade zentral, sondern mehr peri
pher gelagert sind. Man folgte den 

Entmythologisierungen von Dämonen 
und Teufeln und machte immer 
weitergehende Abstriche in bezug auf 
Erbsünde, Jungfräulichkeit Marlene, 
Jungfrauengeburt, Transsubstantiation, 
Existenz von Fegfeuer, Himmel und 
Hölle. Der Glaube an ein Fortleben 
nach dem Tode ist bei manchen zum 
mindesten unsicher geworden. 
Schließlich werden die tragenden Leh
ren unseres Glaubens in Frage ge
stellt. „Gott ist tot" erschien zunächst 
als amerikanischer Exportartikel, ein 
aufgelegter Schwindel schien es, eine 
tolle Masche der Publizistik, mehr ein 
Jargon als die erklärte Absage an den 
Glauben gemäß der alten Bekennt
nisse. Dann aber offenbarte sich, wie 
vieles morsch und unecht an landläu
f igen Vorstel lungen von Gott war. Wie 
waren wir noch erschüttert, als vor 10 
Jahren ein Buch über die „Zukunft 
des Unglaubens" erscheinen konnte. 
Heute häufen sich innerhalb eines 
noch als „christ l ich" abgegrenzten 
Bezirks Bücher, die den Atheismus 
als vereinbar mit dem Christentum 
propagieren wollen. 
Es geht aber nicht nur um die einzel
nen Lehren, von denen man Abstriche 
macht oder die anders gedeutet wer
den. Es ist eine allgemeine Unsicher
heit da, nichts Festes und Gültiges. 
Es scheint, daß grenzenlose Verwir
rung in manchen Kreisen Platz ge
griffen hat. 

c) Bevor wir in der Analyse fort
fahren, muß über das Zustandekom
men mancher Ergebnisse von Mei
nungsbefragungen krit isch reflektiert 
werden. Sie müssen in jedem Fall 
krit isch genommen werden. Ihre Me
thode stammt aus dem Bereich der 
Gesellschaftspsychologie und Sozio
logie. Sie haben in ihrer Anwendung 
auf die Kirche und das Kirchliche nur 
eine begrenzte Gültigkeit. Die Kirche 
ist unter bestimmten Aspekten ein 
soziologisch zu verrechnender Faktor, 
aber sie ist es eben doch nicht nur. 
Im Entscheidenden ist sie von der 
unfaßbaren Dimension des Geheim
nisses geprägt. Wir müssen damit 
ernst machen. 

Der bekannte Theologe Schiliebeeck 
sprach mit vollem Recht von einer 
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„Häresie des Horizontalismus" im 
Verständnis des Gottesglaubens. Er 
wollte damit sagen, daß die Uminter-
pretation Gottes, des Persönlichen, 
Ewigen und Transzendenten in eine 
diakonische Ereignishaftigkeit eine 
wirkliche Häresie ist. Ebenso wird 
man heute im „Gestaltwandel der 
Häresien" von einer Häresie des 
Soziologismus sprechen müssen 
Es muß theologisch für den Gebrauch 
der Kirche ein Fragesystem erarbeitet 
werden. Vor allem aber ist zu be
achten, daß die Meinungsbefragungen 
von Instituten, deren es eine Anzahl 
gibt, und die sicherlich nicfrt immer mit 
überzeugendem Erfolg religiöse Be
fragungen vornehmen, nur sehr be
dingt gelten. Die Kirche hat noch das 
ganze moderne Informationswesen 
aufzuarbeiten, aber genauso die Um
fragemethodik. Untersuchungen von 
Il lustrierten sind oft ebenso unwissen
schaftlich wie aufdringlich und ver
letzend. Es muß mit der Erkenntnis 
des Konzils, mit der Spannungseinheit 
von Mysterium und gesellschaftlichem 
Gefüge ernst gemacht werden. 
Das Konzil sagt: „Deshalb ist die Kir
che in einer nicht unbedeutenden Ana
logie dem Mysterium des fleischgewor
denen Wortes ähnlich. Wie nämlich 
die angenommene Natur dem gött
lichen Wor t als lebendiges, ihm un
löslich geeintes Heilsorgan dient, so 
dient auf eine ganz ähnliche Weise 
das gesellschaftliche Gefüge der Kir
che dem Geist Christ i , der es belebt, 
zum Wachstum seines Leibes" (vgl. 
Eph 4, 16; Kirche 8). 
d) Um in der Analyse nunmehr fort
zufahren, haben wir die Situation zu 
beschreiben, wie sie aus der durch 
das Konzil veranlaßten ökumenischen 
Neuorientierung geschaffen ist. Die 
Entscheidungen, die mit dem Öku
menismusdekret gefallen sind, sind 
sehr folgenreich. Sie waren notwen
dig, weil in einer unglaublich schnell 
sich wandelnden Welt der Glaube an 
den persönlichen Gott überzeugender 
von einer geschlossenen Christenheit 
bezeugt werden kann; jedenfalls hat 
ein zerstrittenes Christentum, in dem 
Gemeinschaften sich bekämpfen, kei
ne Chance, wirksam den Gott der Lie

be und Barmherzigkeit zu verkündi
gen. 
Daß unsere Theologie im Umbruch ist, 
wurde oft gesagt. Ob diese radikale 
Umwandlung nicht doch wesentlich 
von der Dialogoffenheit unserer Kir
che seit dem Konzil herkommt? Der 
Dialog wird natürlich sachlich variiert 
in verschiedenen konzentrischen Krei
sen geführt. Im ersten Kreis, was na
heliegt, wird er mit den nichtkatho
lischen Christen, Kirchen und Gemein
schaften, zum Beispiel mit Orthodoxie, 
Protestantismus, Anglikanismus ge
führt; in den weiteren Kreisen mit 
dem uns von der gemeinsamen 
Wurzel her verbundenen Judentum, 
sodann mit dem Islam und den Hoch
rel igionen; im dritten schließlich mit 
dem Atheismus, wobei sofort wieder 
gesagt werden muß, daß dieser nicht 
nur in distanzierter Ferne ist, er ist 
zumindesten als Frage bei uns im ei
genen Hause. 

Diese ungeheure vielschichtige, groß-
dimensionale, missionarische Dialog
öffnung, die die Kirche an und in die 
Tore des nächsten Jahrhunderts hin
einführen soll, ist natürlich nicht ohne 
Wagnis und Gefahr. 
Wir sehen gewiß auch die Gefahr, se
hen aber mehr noch den geschicht
lichen Auftrag dieser nachkonziliaren 
Zeit, die Engführungen, die mit Refor
mation und Gegenreformation in die 
Kirche hineinkamen, zu überwinden. 
Allzusehr war das Katholische in Ge
fahr, eine Konfession zu werden, was 
es letztlich nicht sein kann, weil es 
ein struktureller Widerspruch ist. Es 
gibt eine Confessio Augustana, aber 
nicht so etwas wie eine „Confessio 
Trident ina"; (diese heißt höchstens 
professio Tridentina). 
Es sollte so sein und wird so werden, 
daß sich die nachkonziliare katholische 
Kirche die guten Elemente aus ande
ren Bewegungen einbaut und inte
griert; ein schmerzvoller Prozeß, der 
zu überdauern ist. Dadurch soll er
reicht werden, daß das Katholische 
sich zu einer umfassenden Einheit von 
fruchtbarer Dialektik weitet, um den 
lebendigen Kern der Identität, der vor
gegeben ist, so daß auf die Dauer er
reicht wird, daß katholisch und öku

menisch, die vom Ursprung her sich 
deckende Begriffe sind, es wieder neu 
werden. 
Wie die Struktur der katholischen, 
ökumenisch-or ient ierten Kirche am 
Abschluß dieser Umbruchsphase sein 
wird, vermag zur Stunde niemand zu 
sagen. Ein Zurück in eine Zeit, die 
grundsätzlich alles beim Alten ließe 
und nur die hochgehenden Wogen 
glättet, gibt es nicht. Gottes Heil iger 
Geist ist schöpferischer als wir ahnen, 
und gleichzeitig bewahrt er das, was 
er selbst geschaffen hat. Es ist der 
Geist des Herrn, der uns gebietet, 
auch im Geschichtsprozeß „nicht 
furchtsam zu sein." 
Fünf Jahre danach: Die Kirche liegt in 
Zuckungen und schmerzhaften Span
nungen — es sind, hoffen wir, Ge
burtswehen einer neuen Zeit. Es gibt 
vielleicht nicht wenige, die eine bos
hafte Freude daran haben, daß die ka
tholische Kirche, diese festgefügte In
stitution mit der selbstbewußten küh
len Sicherheit, in geschichtlich unge
wöhnlicher Weise geläutert wird — 
sie bricht in großer Mission zu neuen 
Ufern auf. Ihr Auftrag ist — die gan
ze bewohnte Erde, sagen wir es ver
trauter: Die Ökumene, in der gedehnt
heit ihrer Weiten, in der Vielzahl ihrer 
komplizierten Aufgaben, mit der un
abweisbaren Pflicht, den Einen Wah
ren Gott vor dem Angesicht der Völ
ker zu bezeugen. 

(gekürzt aus KNA) 
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Anschriften der aktiven Unitas-Vereine 
a) in Deutschland: 
5100 Aachen: 
Unitas-Assindia (A) — Unitas-Silesia 
(A 2) — Unitas-Reichensteln (A 3) — 
Unitas-Frankenburg (A 4), Förster
straße 10 
3220 Alfeld: 
Unitas Niels Stensen (AI), Pädago
gische Hochschule 
8900 Augsburg: 
Unitas-Vlndelicia (Ag), Canisiusheim, 
Ottmarsgäßchen 8 
8600 Bamberg: 
Unitas-Henricia (Ba), Postfach 133 

1000 Berlin: 
Unitas-Berlin (Be 3), 1000 Berlin 45, 
Limonenstraße 20 

4630 Bochum: 
Unitas-Robert-Schumann(Bo),Bochum-
Querenburg, Haus Michael, Buschey-
straße, z. Hd. Karl Heinz Franke 
5300 Bonn: 
Unitas-Salia (B), Luisenstraße 36 — 
Unitas-Rhenania (B 3), Ermekeilstr. 26 
— Unitas-Stolzenfels (B 2), Neustr. 21 
3300 Braunschweig: 
Unitas (Bg), Techn. Hochschule 
6100 Darmstadt: 
Unitas-Palatia (D), Postfach 1173 — 
Hochmeister-Unitas (D 2), Postfach 
1173 
4000 Düsseldorf: 
Unitas-Rheinfranken (Df), Aachener 
Straße 196 (Schweins) 
8833 Eichstätt: 
Unitas-Frankonia (El), Postfach 66 

8520 Erlangen: 
Unitas-Franko-Palatia (E), Siebold
straße 3 (Pacelli-Haus) 
4300 Essen: 
Unitas-Liudger (Es), Päd. Hochschule, 
Henri-Dunant-Straße 65 
6000 Frankfurt (Main): 
Unitas-Rheno-Moenania (Ff), U.-
Guestfalia-Slgf. (Ff 2), Blanchard-
straße 12, Unitas-Haus, Tel. (06 11) 
77 34 63 
7800 Freiburg: 
Unitas-Rheno-Danubia (F), Basler 
Straße 48 - W. K. St. V. Unltas-Lich-

tenstein Freiburg hat sich seit Beginn 
des W S 68/69 der W. K. St. V. Unltas-
Eckhardia angeschlossen. Der neue 
Name lautet: W. K. St. V. Unitas-Eck-
hardia-Lichtenstein, 7800 Freiburg, 
Basler Straße 48 — Unitas-Paulus 
(F4) , Newman-Heim, Schreiberstr. 11 
— Unitas Relchenau (F 5), Salzstr. 45, 
z. Hd. Gerhard Quentin — Unitas-
Hohenbaden (F6), Karthäuserstraße43 
(Kath. Lehrlingsheim) — Unitas-Alber-
tina (F 7), Schoferstraße 1 
6300 Gießen: 
W. K. St. V. Unitas-Cheruskia Gießen 
(Gl), Wilhelmstraße 21 
3400 Göttingen: 
Unitas in Gött ingen (G), Am Weißen 
Stein 1 
2000 Hamburg: 
Unitas-Tuisconia (Hm), z. H. Peter 
Holz, 285 Bremerhaven 1, Hohen-
stauffenstraße 21 
4700 Hamm: 
Unitas Hamm (Ha), Postfach 751 

3000 Hannover: 
Unitas-Langobardia (Hv), H.-Kleefeld, 
Kaulbachstraße 23 
6900 Heidelberg: 
W. K. St, V. Unitas-Heidelberg (H), 
W. K. St. V. Unitas-Kurpfalz (H 1), 
Neuenhelmer Landstraße 42 
7500 Karlsruhe: 
Unitas-Franco-Alemannia (Ka), 
Tel. (07 21) 5 27 56 
2300 Kiel: 
Unitas tom Kyle (K), Reventlouallee 
18 — 20, Haus Michael 

5400 Koblenz: 
Unitas-Mosella-Rhenania (Ko), Kob-
lenz-Oberwerth, Rhelnau 3 — 4, EWH 
5000 Köln: 
Unitas-Erwinia (C) — Unitas-Lands-
hut (C 3) - Deutschritter-Unitas (C 4) 
— Unitas-Nibelung (C 7), Unitas-
Haus, Pantaleonswall 32 
6500 Mainz: 
Unitas-Wil l igis (Mz), Saarstraße Nr. 
20, Newman-Haus 
6800 Mannheim: 
Unitas-Rheno-Palatia (Mh), Universi
tät, Schließfach 5 

3500 Marburg: 
Unitas-Franco-Saxonia (Ma), Sybel-
straße 1, Robert-Schuman-Haus 

8000 München: 
Unitas-Guelfia (Mc) — Unitas-Rhein-
pfalz (Mc 3) - Unitas-Ostland-Mo-
nachia (Mc 4), 8 München 13, Elisa
bethstraße 30 

4400 Münster (Westf.): 
Unitas-Frisia (M), Postschließfach 8612 
- Uni tas-Winf r id ia(M3) , Hotel Stadt-
schänke, Aegidiistr. 1—2 — Unitas-
Burgundia (M 4) — Unitas-Ruhrania 
(M 5) - Unitas-Rolandia (M 6), Post
fach 8621 

4040 NeuB: 
Unitas-Ripuaria (N), Päd. Hochschule 

4790 Paderborn: 
Unitas-Hathumar (P), Postfach 1131 

6600 Saarbrücken: 
Unitas-Saar (Sr), Universität post
lagernd, Unitas - Nicolaus - Cusanus, 
Universität postlagernd 

5500 Trier: 
Unitas-Ebeihard (Tr), Jesuitenstr. 13 
— Unitas-Constantin (Tr 2), Scheider
hof, Päd. Hochschule 

7400 Tübingen: 
Unitas-Markomannia (T). Postfach2611 

2848 Vechta: 
Unitas-Ravensberg (V), Driverstr. 22, 
UV-Fach 

8700 Würzburg: 
Unitas-Hetania (W) — Unitas-Bavaria 
( W 2 ) , Schellingstraße 19, Tel. (09 31) 
7 45 85 

b) in Österreich: 
A-6020 Innsbruck: 
Uni tas-Nor ica/Gre i fenste in (J/J2), z. 
Hd. O.-Reg.-Rat i. R. Dr. A. Gruber, 
Leopoldstraße 42/IV 
A-5020 Salzburg: 
Unitas-Juvavia (Sa), z. Hd. Bemh. 
Spiß, Richard-Strauß-Straße 8 

A-1180 Wien 18: 
Kreuzritter - Unitas (Wi), Pötzleins-
dorfer Höhe 39, Haus 1, Tür 9, z. Hd. 
Dr. O. Gschwantler 
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Bildungspolitik an der Jahreswende 

Das Jahr 1970 war für die Bildungspolit ik ein bedeutsames 
Jahr. Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung 
betont, daß Bildung, und Wissenschaft an der Spitze der 
Reformen stünden, die es vorzunehmen gelte. Von der 
UNESCO wurde das Jahr 1970 als „Jahr der Erziehung" 
deklariert in der Erwartung, daß in diesem Jahr in allen 
Staaten erziehungsfragen eine besondere Bedeutung ha
ben sollen. 
Es Ist unbestreitbar, daß das Jahr 1970 auf bi ldungspolit i
schem Sektor Fortschritte gebracht hat. Bildungs- und 
Wissenschaftsrat haben ihre Empfehlungen über Struktur 
und Ausbau des Bildungswesens in den nächsten Jahren 
vorgelegt, die Bundesregierung hat in anerkennenswerter 
ministerieller Fleißarbeit einen Bildungsbericht vorgelegt, 
der sich allerdings weitgehend an die Empfehlungen von 
Bildungs- und Wissenschaftsrat anlehnt. 
Im Oktober 1970 hat zum ersten Mal eine umfassende 
bildungspolit ische Debatte im Bundestag stattgefunden. 
Der Bundeswissenschaftsminister hat nach fast einjähriger 
Diskussionen und mehreren Vorontwürfen endlich den Ent
wurf für ein Hochschulrahmengesetz dem Bundesrat vor
gelegt. 

Durch die Konstituierung des Planungsausschusses nach 
dem Hochschulbauförderungsgesetz und der Bund-Länder-
Kommission für Bildungsplanung ist darüber hinaus eine 
engere Zusammenarbeit von Bund und Ländern zustande
gekommen. Die Grundlagen für einen kooperativen Föde
ralismus zwischen Bund und Ländern sind damit ge
schaffen. Im Jahr 1971 wird sich endgültig zeigen müssen, 
welche Chancen der kooperative Föderalismus in unserem 
Land hat. Noch immer hat man nicht ganz eingesehen, daß 
die Probleme der Bildungspolit ik Aufgaben des Gesamt
staates sind, die vorurtei lsfrei von allen Parteien und von 
Bund und Ländern gemeinsam gelöst werden müssen. 
Wenn man nun allerdings nach den wirkl ichen Fortschritten 
auf dem bildungspolit ischen Sektor fragt, dann stehen die 
Ergebnisse nicht ganz im Einklang mit den hochgespannten 
Erwartungen. Nach wie vor ist unklar, woher die fehlenden 
Lehrer zur Durchführung der Bildungsreform kommen 
sollen. Die Kultusministerkonferenz ist bei ihrem Versuch, 

die Lehrerausbildung zweckmäßig und zugleich bundes
einheitlich zu regeln, gescheitert. Der numerus clausus ist 
trotz erhöhter Bundesmittel für den Hochschulbau und trotz 
Schnellbaumaßnahmen nicht zurückgegangen. 
Von der Funktionsfähigkeit der Hochschule ist man weiter 
denn je entfernt. Daran ändert auch das vorl iegende Hoch
schulrahmengesetz der Bundesregierung wenig. Es wurden 
— nicht zuletzt wegen der begrenzten verfassungsrecht
lichen Kompetenz des Bundes — wesentliche Probleme, 
die für die Wiederherstel lung der Funktionsfähigkeit der 
Hochschule unerlässlich sind, ausgeklammert. 
Die Vorschulerziehung wurde von allen Parteien als ein 
wesentliches Mittel dafür angesehen, einer Gleichheit der 
Bildungschancen in der Bundesrepublik näherzukommen. 
Allein, niemand weiß, wo die finanziellen Mittel, das ge
schulte Personal und die Räume dafür herkommen sollen. 
Auch in der so wichtigen Frage des Fernstudiums im 
Medienverbund ist noch keine Einigung erzielt worden. 
Es gibt also noch eine Fülle von Problemen für das Jahr 
1971 und die folgenden Jahre. Es ist zu hoffen und zu 
wünschen, daß man endlich darangeht, die große Zahl von 
Plänen und Empfehlungen schrittweise in die Tat umzu
setzen. Dabei muß darauf geachtet werden, daß man über 
das Femziel das Nächstliegende nicht vernachlässigt. Die 
schönsten Pläne und die kühnsten Konzepte für einen 
Idealzustand im Jahre 2000 tragen nicht dazu bei, die der
zeitigen Mängel unseres Bildungswesens zu beseit igen. 
Im Jahre 1971 wird es entscheidend darauf ankommen, daß 
klare Aussagen darüber gemacht werden, was, in welchem 
Zeitraum und mit welchen Mitteln verwirkl icht werden kann. 
Dazu gehören neben klaren Aussagen über die Finanzie
rung der Bildungsreform auch das Setzen von Prioritäten 
und die Aufstel lung kurz-, mittel- und langfrist iger Stufen
pläne. Dabei wi rd man zunächst von einer schrittweisen 
Verbesserung des Bildungswesens und einer Beschleuni
gung der Bildungsreform ausgehen. Eine radikale Ände
rung des Bildungswesens ist — nicht zuletzt aus f inan
ziellen Gründen — zunächst nicht anzustreben. 

Berthold Mart in 


